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Vorwort

Die Bedeutung des Themenfeldes „nachhaltiger Konsum“ wird in Deutschland bereits seit Mitte der 90-iger Jahre intensiv diskutiert. In diesem Prozess haben sich zwei Di​mensionen der Diskussion  von zentraler Bedeutung herausgestellt: einerseits eine ori​entierungsgeleitete Vorgehensweise, die an Leitbildern, Lebensstilen und Bildungspro​zessen ansetzt und andererseits ein Vorgehen, das mittels geeigneter Maßnahmen konkrete Handlungschancen eröffnet.

Eine zentrale Aktivität von Bundesumweltministerium und Umweltbundesamt ist das im Jahr 1997 begonnene, aus vier Teilprojekten bestehende „Demonstrationsvorhaben zur Fundierung und Evaluierung nachhaltiger Konsummuster und Verhaltensstile“. Das Teil​projekt 4 „Verständigung der beteiligten Kreise über Grundsätze und Schritte zur Förde​rung nachhaltigen Konsumverhaltens“, das vom Institut für angewandte Verbraucherfor​schung (IFAV) bearbeitet worden ist, hat zum Ziel:

· die Diskussion mit allen Akteuren fortzusetzen,

· politisch bedeutsame nationale und internationale Dokumente aufzuarbeiten,

· die nächsten Schritte zu dokumentieren und

· die Konzeption einer nationalen Verständigung zu erarbeiten.

Nachhaltiger Konsum ist ein gesellschaftlicher Prozess, an dem sich unterschiedliche gesellschaftliche Interessengruppen und Akteure beteiligen. Dies spiegelt sich auch darin wieder, dass das Gesamtprojekt von einem pluralistisch zusammengesetzten pro​jektbegleitenden Ausschuss unterstützt worden ist. 

Das vorliegende Dokument ist als Ergebnis des Diskussionsprozesses zum nachhalti​gen Konsum innerhalb des Projektbeirates anzusehen. In diesem gemeinsamen Ver​ständigungspapier werden im ersten Teil Thesen formuliert, die von den beteiligten ge​sellschaftlichen Gruppen und Akteuren getragen werden. In einem gesonderten Teil werden Positionsbeschrei​bungen zusammengestellt, die in der Verantwortung der je​weiligen gesellschaftlichen Gruppe verfasst worden sind und deren spezifische Sicht zum Nachhaltigkeitsansatz wiedergeben.

Unterstützung
Die folgenden Thesen einschließlich ihrer Präambel wurden in der Tagung „Aktiv für die Zukunft – Wege zum nachhaltigen Konsum“ vom 3. bis 5. April 2000 in der Evangeli​schen Akademie Tutzing von folgenden Institutionen unterstützt:

Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände (AgV) e.V., Heilsbachstraße 20, 53123 Bonn
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) e.V., Im Rheingarten 7, 53225 Bonn

Bundesdeutscher Arbeitskreis für umweltbewußtes Management (B.A.U.M.) e.V.,

Osterstr. 58, 20259 Hamburg
Bundesverband für Umweltberatung (bfub) e.V., Bornstr. 12, 28195 Bremen
Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels (BAG) e.V., 

Friedrichstr. 60, 10117 Berlin

Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), Breite Straße 29, 10178 Berlin
Clearingstelle Kirche und Umwelt und Umweltbeauftragte der Diözesen -Beitrag der Katholi​schen Kirche, Don-Bosco-Str. 1, 83671 Benediktbeuern
Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB), Postfach 110372,  10833 Berlin
Deutscher Städtetag, Lindenallee 13-17, 50968 Köln
Forum Umwelt & Entwicklung, Am Michaelshof 8-10, 53177 Bonn 
Hauptverband des Deutschen Einzelhandels (HDE), Mehringdamm 48, 10961 Berlin

Markenverband e.V., Schöne Aussicht 59, 65193 Wiesbaden

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V., Herbert-Rabius-Str. 26, 53225 Bonn

Umweltbeauftragte der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland, 

Postfach 320368, 40418 Düsseldorf 

Verband der Landwirtschaftskammern (VLK) e.V., Godesberger Allee 142-148, 53175 Bonn
Verband Entwicklungspolitik deutscher Nicht-Regierungsorgansiationen (VENRO) e.V., 

Kaiserstr. 201, 53113 Bonn

Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH), Mohrenstr. 20/21, 10117 Berlin
Zentralverband Gartenbau (ZVG) e.V., Godesberger Alee 142, 53175 Bonn
Präambel

Die Kommission für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen (CSD) hat 1999 im Zuge der Umsetzung des in Rio 1992 von der UN verabschiedeten Akti​onspro​gramms für eine nachhaltige Entwicklung (Agenda 21) die bestehenden Leitlinien zum Verbrau​cherschutz der UN um Vorschläge zur Förderung des nachhaltigen Ver​brauchs erwei​tert. Dabei soll der nachhaltige Verbrauch die Ziele der Armutsbeseiti​gung, der Erfüllung der menschlichen Grundbedürfnisse aller Gesellschaftsmitglieder und die Abnahme von Ungleichheit innerhalb und zwischen den Ländern berücksich​tigen. Das Ziel ist die Initi​ierung einer globalen sozial, ökologisch und ökonomisch nachhaltigen Entwicklung. Im Laufe der Diskussion zu diesem Verständigungspapier hat sich innerhalb des Projekt​beirats eine Konzentration auf Umweltaspekte der Nachhaltigkeit ergeben. Entspre​chend müssen die Thesen zu einem späteren Zeitpunkt um die ökonomischen und so​zialen Aspekte ergänzt werden, um die Nachhaltigkeit insgesamt abzudecken. Sinnge​mäß sind die nachfolgenden Thesen zu verstehen. Auf entsprechende Formulierungen im laufenden Text (Thesen) wird verzichtet. 

Es besteht Einigkeit darüber, dass zur Verwirklichung nachhaltigen Konsums als Teil nachhaltiger Lebensstile nicht nur das Verantwortungsbewusstsein der Verbraucherin​nen und Verbraucher gehört, sondern auch gesellschaftliche und wirtschaftliche Struktu​ren, die es den Menschen ermöglichen, diesem Bewusstsein gemäß zu handeln. Eine unveränderte (lineare) Fortschreibung des konsumbedingte Ressourcenverbrauchs führt erkennbar an die Grenzen der Be​last​barkeit. Eine Globalisierung der vorherrschenden Konsummuster hätte den ökologischen Kollaps zur Folge. 

Die Diskussion über die Konzeption einer integrierten produktbezogenen Umweltpolitik sowohl national als auch in der Europäischen Union zeigt, dass die Initiierung eines ge​sellschaftlichen Verständigungsprozesses über Ziele und Handlungsorientierungen, Umsetzungsstrategien und konkrete Einzelmaßnahmen im Rahmen der Ausgestaltung des Handlungsfeldes „Nachhaltiger Konsum“ zunehmend an Bedeutung gewinnt.

Die „Nationale Verständigung zur Förderung des nachhaltigen Konsums“ greift diese Herausforde​rung auf und zielt darauf ab, eine Verständigung wichtiger gesellschaftlicher Gruppen und Akteure über Wege zu nachhaltigen Konsummustern aktuell zu dokumen​tieren.

Thesen

These 1
:
Zielstellung

Für eine zukunftsfähige Entwicklung ist die Förderung von Konsummustern, die sich am Leitbild der Nachhaltigkeit orientieren, ein wichtiger Baustein. Umweltbelastungen und Ressourcenverbrauch sollen ein Maß nicht übersteigen, das für die jetzige und für spä​tere Generationen als ökologisch tragfähig angesehen werden kann. Die Förderung nachhaltiger Konsummuster schließt u. a. den Ge- und Verbrauch von Produkten ein und steht in unmittelbarem Zusammenhang mit einer nachhaltigen Produktentwicklung und nachhaltigen Lebensstilen.

These 2
:
Zielgruppen

Zur Förderung des nachhaltigen Konsums übernehmen alle gesellschaftlichen Gruppen und beteiligten Akteure Verantwortung. Somit sind alle Akteure aufgefordert, entspre​chende Handlungsmöglichkeiten zu realisieren. Die Verständigung der Akteure dient dabei der Konkretisierung und Ausgestaltung des Leitbildes zum nachhaltigen Konsum.

These 3
:
Verbesserung der Handlungsbedingungen der Akteure

Ziel der Förderung des nachhaltigen Konsums ist es, alle Akteure mittels besserer Handlungsmöglichkeiten und materieller und immaterieller Anreize für das Leitbild der Nachhaltigkeit zu gewinnen. Obwohl bereits heute zahlreiche Handlungsmöglichkeiten zur Nachhaltigkeit zur Verfügung stehen, werden diese keineswegs ausgeschöpft. Zur Förderung von nachhaltigen Konsummustern bedarf es daher auch der Informations‑, Aufklärungs- und Motivationsarbeit, bei der neben der Verbraucher- und Umweltbera​tung sowie der staatlichen Umweltaufklärung insbesondere auch die Multiplikatoren der anbietenden Wirtschaft und weiterer gesellschaftlicher Gruppen sowie die Weiterbildung eine Rolle spielen.

These 4
:
Instrumente

Staatliche Akteure initiieren die Förderung nachhaltigen Konsums im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie. Für die Ausgestaltung der Nachhaltigkeitsstrategie steht ein In​strumenten-Mix aus ordnungsrechtlichen, ökonomischen, eigenverantwortlichen und in​formatorischen Instrumenten zur Verfügung. Die Instrumente sind weiterzuentwickeln. Eine besondere Rolle kommt dabei auch der Bildung für Nachhaltigkeit zu, indem das Themenfeld nachhaltiger Konsum verstärkt aufgegriffen werden sollte.

Die verschiedenen Instrumente können sich insbesondere dann als effektiv erweisen, wenn sie sich gegenseitig ergänzen und die Eigeninitiativen der Akteure zum nachhalti​gen Konsum fördern.

These 5
:
Pluralität der Lebensstile

Einer freiheitlichen Gesellschaft liegt die Pluralität der Lebensstile zugrunde. Diese bie​ten unterschiedliche thematische und motivationale  Anknüpfungspunkte für nachhaltige Konsummuster. Bei der schrittweisen Verwirklichung nachhaltiger Konsummuster kom​men individuell unterschiedliche  Handlungsbereitschaften und Nutzerkalküle zum Tra​gen.

These 6
:
Förderung der Handlungsbereitschaften

Die Förderung der Handlungsbereitschaften aller Akteure ist zentrale Voraussetzung nachhaltiger Konsummuster. Hierzu sind Kooperationen verschiedener Akteursgruppen anzustreben.

Nachhaltige Handlungsangebote sollten so gestaltet und vermittelt werden, dass sie insbesondere das Interesse von Verbraucherinnen und Verbrauchern erreichen und de​ren Bereit​schaft zu nachhaltigem Handeln erwecken. Sie sollten helfen, Konsument​scheidungen in Hinblick auf Nachhaltigkeit eigenverantwortlich zu treffen.

Die Werbung sowie Rundfunk und Fernsehen sollten in Kampagnen zur Förderung nachhaltiger Konsummuster stärker einbezogen werden.

These 7
:
Prozesscharakter

Die Förderung des nachhaltigen Konsums setzt voraus, dass nachhaltige Konsummu​ster von allen Akteursgruppen erprobt und realisiert werden. Die Förderung des nach​haltigen Konsums sollte als dynamischer Prozess verstanden werden, in dem die Inter​essenlagen der unterschiedlichen Akteure gegenüber den Handlungsnotwendigkeiten kontinuierlich abzuwägen sind. Hierfür bedarf es fortlaufender Verständigung aller betei​ligten Kreise.

Positionspapiere
Förderung des nachhaltigen Konsums 

-Prozess zur nationalen Verständigung in Deutschland-

Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände (AgV) e.V., Heilsbachstraße 20, 53123 Bonn
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) e.V., Im Rheingarten 7, 53225 Bonn
Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels (BAG) e.V., 

Friedrichstr. 60, 10117 Berlin

Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), Breite Straße 29, 10178 Berlin
Clearingstelle Kirche und Umwelt und Umweltbeauftragte der Diözesen -Beitrag der Katholi​schen Kirche, Don-Bosco-Str. 1, 83671 Benediktbeuern
Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB), Postfach 110372,  10833 Berlin
Forum Umwelt & Entwicklung, Am Michaelshof 8-10, 53177 Bonn 
Hauptverband des Deutschen Einzelhandels (HDE), Mehringdamm 48, 10961 Berlin

Markenverband e.V., Schöne Aussicht 59, 65193 Wiesbaden

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V., Herbert-Rabius-Str. 26, 53225 Bonn

Umweltbeauftragte der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland, 

Postfach 320368, 40418 Düsseldorf 

Verband der Landwirtschaftskammern (VLK) e.V., Godesberger Allee 142-148, 53175 Bonn
Verband Entwicklungspolitik deutscher Nicht-Regierungsorgansiationen (VENRO) e.V., 

Kaiserstr. 201, 53113 Bonn

Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH), Mohrenstr. 20/21, 10117 Berlin
Zentralverband Gartenbau (ZVG) e.V., Godesberger Alee 142, 53175 Bonn
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände (AgV) e.V.
Unter „nachhaltiger Entwicklung“ versteht die AgV einen Suchprozeß, der auf ein zeitlich unbegrenztes bzw. über einen längeren Zeitraum balan​ciertes Verhältnis zwischen den menschlichen Bedürfnissen einerseits und der Kapa​zität der Erde andererseits abzielt. Allerdings ergeben sich aus der Unbe​stimmtheit des Nachhaltigkeitsbegriffes ideologische und sachli​che Gründe für Kontroversen in der Nachhaltigkeits-Diskussion. 

Konsummuster – und wegen der großen Interdependenz auch Produkti​ons​muster, Lebensstile und Werthaltungen – sollen dem Prinzip der nach​haltigen Entwicklung gehorchen. 

Nachhaltiger Konsum:

· ist vorausschauender Konsum, der die Bedürfnisse heutiger und kommen​der Generationen sowie die Belastbarkeit der Ökosysteme berücksichtigt; 

· wird durch ein entsprechendes Angebot an Information, Infrastruktur und Gü​tern bzw. Dienstleistungen begünstigt;

· orientiert sich nicht an der Maximierung des individuellen Konsums, sondern an intelligenten, rohstoff- und umweltschonenden Nutzungs- und Vertei​lungs​strukturen.

Die AgV sieht ihre Rolle im Zusammenhang mit der Förderung und Be​wusst​machung des nachhaltigen Konsums darin, Forderungen an den Staat und die anbietende Wirtschaft zu richten mit dem Ziel, geeignete Rahmenbedin​gungen für nachhaltiges Handeln zu schaffen. Denn konsi​stent umweltbe​wusstes Handel des Einzelnen scheitert allzuoft an den realen Gegebenhei​ten, nicht zuletzt am Kollektivgutproblem. Die Verbrau​cherverbände unterstüt​zen auch die Schaffung eines Nationalen Umwelt​plans für Deutschland.

Bei der Verfolgung einer nachhaltigen Entwicklung unterscheidet die AgV zwei konzeptionelle Ebenen: 

· die Effizienzstrategie (Förderung des wissenschaftlich-technischen Fort​schritts, um zu energie- und rohstoffeffizienten, schadstoffarmen, langlebi​gen, reparaturfreundlichen Verbrauchsgütern zu kommen) und 

· den Wertewandel (Abbau von Hemmnissen nachhaltiger Konsummuster mit Hilfe geeigneter sozial-ökologischer Bildungsinhalte), wobei zu beachten ist, daß das Zusammenwirken beider Ebenen Synergieeffekte ergibt. 

Die Verbraucherverbände :

· haben bereits in den 80er Jahren den Begriff „Qualitativer Konsum“ geschaf​fen, der abzielt auf Zusammenhänge zwischen den angebotenen Produkten und den sozialen und ökologischen Umständen ihrer Herstellung;

· stellen sich der Aufgabe, einen Beitrag zur Erreichung nachhaltiger Konsum​muster zu leisten. Dabei haben sie die Erfahrung gemacht, daß Beratungs​empfehlungen um so mehr in Alltagshandeln der Verbraucher/-innen umge​setzt werden, je besser das individuelle bzw. kollektive Verhalten in einer Ur​sachen-Wirkung-Beziehung nachvollzogen werden kann und je attraktiver die Verhaltensalternativen sind. Kurzfristig werden Elemente des nachhaltigen Konsums verwirklicht, die dem Lebensstil und den Wertvorstellungen des ein​zelnen bzw. seinem sozialen Umfeld entsprechen. Motivallianzen (ökologi​sche Probleme, die direkt auf die Gesundheit Auswirkungen haben) stellen ebenfalls für die Verbraucher einen Ansporn dar, ihre Verhaltensweise zu än​dern. Grundsätzlich erscheinen Veränderungen von Lebensstilen und Wert​vorstellungen allerdings nur langfristig realisierbar;

· sind bestrebt, in ihrer informatorischen und beratenden Arbeit den Verbrau​chern alltagstaugliche Handlungsoptionen i.S. einer nachhaltigen Entwicklung zu geben (z.B.: Verzicht auf umwelt- und gesundheitsbelastende Stoffe bzw. Produkte im Haushalt; Bevorzugung regional hergestellter oder solcher Pro​dukte, die aus Entwicklungsländern stammen und zu fairen Bedingungen her​gestellt und vermarktet werden). 

· haben hemmende Faktoren identifiziert, die dem nachhaltigen Konsum ent​gegenstehen: 

· soziales Ansehen ist noch eng an materiellen Konsum gekoppelt;

· Sparsamkeit und positiver Verzicht stößt bei der Mehrzahl der Konsumen​ten auf Ablehnung im sozialen Umfeld;

· das Angebot "nachhaltiger" Güter und Dienstleistungen ist mangels Kenn​zeichnung für die meisten Verbraucher schwer identifizierbar und noch schwieriger zu beschaffen (lange Wege, zusätzlicher Zeitaufwand);

· bei der überwiegenden Anzahl der Verbraucher herrscht große Unklarheit darüber, welche Verhaltensweisen überhaupt nachhaltig sind. Das kann zu paradoxem Verhalten führen: man trennt Müll (geringe Umweltrelevanz), macht aber häufig weite Reisen ohne die Nutzung von PKW oder Flugzeug zu hinterfragen (große Umweltrelevanz).

Damit nachhaltiges Konsumverhalten seine umweltentlastenden und sozial​verträglichen Wirkungen entfalten kann, fordert die AgV, daß

· nachhaltiges Konsumverhalten zu einer Massenbewegung wird; Vorausset​zung hierfür ist eine - inzwischen begonnene - ökologische Finanzreform so​wie das Setzen von erreichbaren sozialen und ökologischen Zielen. Hier​aus sind zusammen mit weiteren Akteuren möglichst konkrete Leitbilder zu entwerfen und konsumalltagstaugliche Handlungsoptionen zu entwickeln; 

· der Wohlstandsbegriff dematerialisiert und nachhaltige Lebensstile von ihren häufig als genußfern und lustfeindlich angesehenen Eigenschaften befreit werden. (Entsprechend legen die Vebraucherverbände bei ihren Aktionen größten Wert darauf, nachhaltigen Konsum mit positiven Attributen ausge​stattet zu „vermarkten“). 

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) e.V.

Zur Erreichung einer nachhaltigen Entwicklung fordert der BUND eine Wirt​schafts​weise, die: 

· nur so viele Stoffe in die Umwelt entläßt, wie diese aufnehmen und im natürli​chen Kreislauf verarbeiten kann

· den gesamten Energie- und Ressourcenverbrauch bis zum Jahr 2050 auf 10% des derzeitigen Standes reduziert

· bis zum Jahr 2010 eine Stabilisierung des Siedlungs- und Verkehrsflächen​ver​brauches erreicht

· die Land- und Forstwirtschaft flächendeckend auf eine ökologische Bewirt​schaftung umstellt.

Diese Ziele können nur durch eine grundsätzliche Reform unserer industriel​len Pro​duktions- und Konsumgewohnheiten erreicht werden. Effizienz- und Suffizienzstrate​gien müssen sich hierbei ergänzen. 

Nachhaltiger Konsum wird möglich, wenn

· staatliche Rahmenbedingungen nachhaltigen Konsum fördern statt veraltete Produkte und Technologien zu subventionieren

· Produktpreise alle ökologischen Kosten enthalten

· Verbraucher-Bildung und Beratung Leitbilder eines nachhaltigen pluralen Le​bensstils positiv vermitteln

· auf Langlebigkeit und Reparaturfreundlichkeit ausgerichtete Produkte herge​stellt werden

· in Stoffkreisläufen mit dem Ziel der Wiederverwendbarkeit aller Ressourcen gedacht wird

· die Emission umweltschädlicher Substanzen ebenfalls auf Null bis etwa 20% (je nach Substanz) reduziert wird

· Produkte ökologisch sinnvoll mit Dienstleistungen verknüpft oder durch sie er​setzt werden

· nachhaltige Produkte eine hohe Qualität und ein attraktives Image/gesellschaftliches Prestige besitzen

· nachhaltige Produkte und Dienstleistungen für alle Bevölkerungsgruppen er​schwinglich sind 

· Werbe- und Angebotsstrategien zielgruppenspezifisch differenziert werden.

Ebenso wichtig wie Vorgaben zum Umweltverbrauch ist ein gesamtgesell​schaftlicher Diskurs über mögliche nachhaltige Lebensweisen und Leitbilder. Hinter dem Konsum stehende Bedarfsfelder, Bedürfnisse und Wünsche müs​sen reflektiert, nachhaltigere Antworten für ein „gutes Leben“ gefunden wer​den. Ein solcher gesellschaftlicher Prozess dient nicht nur der global-ökologi​schen Entlastung, sondern bietet die Chance eines enormen zivilisatorischen und kulturellen Fortschritts: 

Hin zu einer Ge​sellschaft, in der nicht nur Bruttosozialprodukt und Erwerbstä​tigkeit, sondern auch Persönlichkeitsentwicklung, Zufriedenheit, Geborgenheit und Sinnstiftung eine tra​gende Rolle spielen.

Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe

des Einzelhandels (BAG) e.V. 

  Prinzip "Nachhaltigkeit im Handel"

1.  Definition der Nachhaltigkeit

Der Begriff der Nachhaltigkeit stammt ursprünglich aus der Forstwirtschaft und bedeutet, daß nur soviel Holz geerntet werden darf, wie in dem jeweiligen Anbaugebiet nachwächst. Die Idee hat die sog. Brundtland-Kommission über​nommen. Mit dem Begriff der Sustainability hat sie eine Entwicklung gekenn​zeichnet, bei der die folgende Generation die gleichen Chancen zur wirt​schaftlichen Entfaltung besitzen müsse wie die heute lebende Generation. Mit der inter​nationalen Umwelt-Konferenz in Rio 1992 ist das Konzept „Su​stainable Development“ (doku​mentiert in der von den vereinten Nationen ver​abschiedeten Agenda 21) dann global zu einem Leitbild für zukünftige wirt​schaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen geworden. Obwohl die Forde​rung nach Nachhaltigkeit in erster Linie an Produzenten und Verbraucher ge​richtet ist, kann auch der Handel als Mittler zwischen diesen beiden einen wichtigen Beitrag zur Nachhal​tigkeit leisten.

Wenn auch weltweit Übereinstimmung darüber besteht, daß Nachhaltigkeit ein normatives Leit​bild zur Verwirklichung einer intergenerationalen Gerech​tigkeit darstellt, so ist die konkrete Ausgestaltung dieses Postulats weitgehend umstritten. Denn das, was künftigen Generationen als Erbe hinterlassen wer​den soll und muß, hängt maßgeblich von der individuellen und kollek​tiven Bewertung des Erbes ab. Vielfach wird als Erbschaft nur die Menge der na​türlichen Res​sourcen verstanden, die, von den heutigen Menschen genutzt, folgenden Generationen nicht mehr vollständig zur Verfügung stünden. Dar​über wird leicht vergessen, daß zur Erbschaft auch die wirtschaftlichen Er​rungenschaften einer Volkswirtschaft gehören, die mit Hilfe von Kapital, Ar​beit und Natureinsatz geschaffen worden sind. Die einseitige Fokussierung auf natürliche Ressourcen ist deshalb fragwürdig.

2. Komponenten der Nachhaltigkeit
Ebenso problematisch ist aber auch eine zu breite Definition von Nachhaltig​keit. In der öffentli​chen Diskussion wird Nachhaltigkeit oft in die ökologische, ökonomische und soziale Kompo​nente gegliedert. Unter ökologischer Nach​haltigkeit wird eine Entwicklung verstanden, bei der die Naturressourcen nur in dem Maße genutzt werden, daß ihr Potential auch künftigen Gene​rationen zur Verfügung steht. Unter dem Begriff der ökonomischen Nachhaltigkeit wird eine Entwicklung beschrieben, die wirtschaftliche Prosperität und Vollbe​schäftigung auch für kom​mende Generationen ermöglicht. Schließlich be​deutet soziale Nachhaltigkeit, daß die Grundbe​dürfnisse des Menschen auch in Zukunft gestillt würden und größere Verteilungskonflikte aus​geschlos​sen seien. Die erfolgreiche Vernetzung sozialer, ökonomischer und ökologi​scher Aspekte ist ohne Zweifel eine große Herausforderung für alle gesell​schaftlichen Gruppen. Sie erfordert in vielen Bereichen eine hohe Bereitschaft zum Umdenken und Mitmachen.
3. Maßnahmen des Handels
Auch der Handel stellt sich den übergeordneten Zielen, um vor allem der For​derung nach ver​ändertem Konsumverhalten, entsprechender Produktion so​wie einem auf Nachhaltigkeit ausge​richteten Management gerecht zu werden.

So haben in den vergangenen Jahren bereits zahlreiche in der Bundesar​beitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels (BAG) or​ganisierte Handelsunternehmen entspre​chende Schritte zu einer nachhaltigen Entwicklung unternommen. Beispielhaft sind zu nennen:

· Ausrichtung und Veränderung der Sortimente zugunsten umweltschonen​der Produkte.

· Auslistung umweltschädlicher Artikel.

· teilweise Mitwirkung bei Änderungen der Rezepturen von schadstoffhalti​gen Produkten.

· Forcierung des Angebots umweltschonender Artikel durch werbliche Her​ausstellung.

· Ressourcenschonung und Abfallvermeidung durch optimierte Verpackun​gen und erheblichen Einsatz von Mehrwegsystemen.

· Regionaler Bezug insbesondere von Produkten aus dem Nahrungs- und Genußmittelbereich und deren werbliche Herausstellung. Allerdings sind hierbei noch Beschränkungen gesetzt, weil die benötigten Produkte wegen begrenzter regionaler Kapazitäten noch nicht im gewünschten Umfang verfügbar sind.

· Vorgaben an die Hersteller hinsichtlich Langlebigkeit der Produkte und stichprobenweise Prüfungen auf Einhaltung.

· Forderungen an die Industrie bzgl. Reparaturfreundlichkeit eines Artikels, insbesondere unter der Maßgabe der längeren Verfügbarkeit von Ersatz​teilen.

· Vorgaben an die Lieferanten bezüglich recyclinggerechter Konstruktion von elektronischen und elektrischen Geräten.

· Förderung von „Transfair-Produkten“ – speziell Lebensmittel aus „fairem Handel“ mit Ländern der „Dritten Welt“.

· Forcierung umweltfreundlicher und ressourcenschonender Anlage- und Gebäudebewirtschaftung.

· Optimierung der Logistik im Sinne der Ressourcenschonung.

· Ausleihangebote von Produkten, bei denen dieses sinnvoll erscheint, z.B. von Heimwerker- und Gartengeräten.

Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 

Nachhaltige Produktion und Konsum – die Sicht der Industrie

Nachhaltige Entwicklung bedeutet für die deutsche Industrie einen Such- und Lern​prozess mit dem Ziel, wirtschaftliches Wachstum, gesellschaftliche Ent​wicklung und die Erhaltung der Umwelt in Einklang zu bringen. Nachhaltigkeit ist demnach kein definierter Zustand, sondern ein Gestaltungsauftrag für in​novative Lösungen, wobei die Handlungsziele variabel und die Instrumente flexibel sein müssen.

Der Begriff „Nachhaltiger Konsum“ umfasst die Verantwortung der Verbrau​cher im Prozess der nachhaltigen Entwicklung. Die Verantwortung der Indu​strie liegt demge​genüber in der Produktion und Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen. Pro​duktion und Konsum stehen hier in einer unauflöslichen Wechselbeziehung. Ökolo​gie und Ökono​mie schon im Produktentwick​lungs​prozess zusam​menzubringen, ist deshalb eine Managementauf​gabe, die nie​mand den Unterneh​men abnehmen kann:

1. Sie erkennen die Anforderungen ihrer Kunden an ihre Leistungen. Sie beachten die relevanten rechtlichen Bestimmungen. Sie identifizieren und berücksichti​gen die wichtigsten Umweltaspekte ihrer Produkte. 

2. Sie ermitteln auf dieser Basis die Optionen für eine Verringerung negativer Umwelt​auswirkungen im Zusammenhang technischer und wirtschaftlicher Ge​sichtspunkte sowie der Anforderungen an Qualität und Sicherheit.

3. Sie gestalten das ökologische Profil ihrer Produkte in einer integrierten Sicht von ökologischer Effektivität, ökonomischer Effizienz und gesellschaftlicher Akzep​tanz.

4. Sie entwickeln die Fähigkeit zu einer angemessenen und zielgruppengerechten Information über die Umwelteigenschaften der Produkte und die richtige Nut​zung und Entsorgung durch den Verbraucher.

Der Vergleich von Produkten im Zeitablauf und von alternativen Produkten, die den gleichen Nutzen für den Kunden erfüllen, ist der Kern des "Tagesge​schäfts" von Unternehmen. Der Markt ist der zentrale Mechanismus, der die​sen Vergleich immer wieder aufs neue erzwingt. Hier ökologische Gesichts​punkte in einer wirtschaftlich erfolgversprechen​den Form zum tragen zu brin​gen ist entscheidend. Nachhaltige Produktion hat deshalb die Dynamik des Marktes zur Grundlage und ist darauf gerichtet, Innovationen schneller sowie ökologisch und ökonomisch effizienter zu erreichen.

Die deutschen Unternehmen leisten auf allen drei Handlungsfeldern der Nachhaltig​keit – wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, soziale Verantwortung und Umweltschutz ihren Beitrag und zwar in Deutschland und weltweit. Schon jetzt sind wesentliche Erfolge sichtbar:

· der Energieverbrauch und das Wirtschaftswachstum sind entkoppelt,

· die deutsche Industrie ist auf dem Weg zur Kreislaufwirtschaft, die Ressour​ceneffi​zienz ist gestiegen,

· im Gewässerschutz sind dank erheblicher Investitionen ebenfalls große Erfolge erzielt worden,

· der Schutz der Gesundheit ist durch Innovationen in Produktionsprozessen und Produkten massiv verbessert worden.

Die bisherigen Maßnahmen haben auch bereits zu einem erheblichen Mehr an Pro​duktsi​cherheit geführt. Dabei wurde deutlich, dass Umwelt und Ge​sund​heitsschutz sowie die Anwendungssicherheit von Produkten vielfach nicht getrennt voneinander gesehen werden können. Diese sind zugleich als Unterneh​mensziele weitge​hend etabliert und spiegeln sich auch in der Kom​munikation einer Vielzahl von Un​terneh​men mit der Öffentlichkeit wieder.

Die Instrumente des produktbezogenen Umweltmanagements sind für den BDI der Schlüssel für die Verbes​serung von Produkten und die Kommunika​tion zwischen Unternehmen entlang der Wertschöpfungsstufen sowie mit dem Verbraucher. Sie sind zugleich Ausdruck industrieller Kompetenz und Eigen​verantwortung. Durch die Etab​lierung einer gemeinsamen „Sprache“ haben sie schließlich eine wichtige Funktion für eine effiziente Kooperation in welt​weit ver​flochtenen Märkten. Es stehen bereits jetzt eine ganze Reihe Instru​mente zur Verfügung. Von den Normen zur Ökobilanzierung und den Werk​zeugen des Risk-Assessments reicht das Spektrum bis zu branchen- und un​ternehmensspezifischen Vorgaben für eine produkt- und ver​braucherspezifi​sche ökologische Optimierung von Produkten. Das Potential, welches diese Instru​mente für eine bessere Kooperation von Politik, Öffentlichkeit und Un​ternehmen bie​ten, sollte zunächst kon​sequent genutzt werden, bevor ord​nungsrechtliche, fiskali​sche und andere Instru​mente zum Einsatz gelangen.

Für die künftige Politik im Bereich nachhaltiger Produktion gibt es des​halb für den BDI drei Schlüsselbegriffe: Integration, Kooperation und Kommuni​kation.

1. Schlüssel für den Erfolg ist die Integration umweltorientierter Analyse-Instrumente in den Produkt​entwicklungsprozess. Integration heißt aber auch, die gesamten „Lebenswegphasen“ eines Produktes, Herstellung, Nutzung und Entsorgung, und die damit verbundenen Umweltwirkungen im Blick zu behalten. Zur Zeit werden Produkte meist nur von einer Lebenswegphase betrachtet: Bei der Herstellung ste​hen beispielsweise die Eigenschaften bestimmter Stoffe im Blickpunkt; bei der Ent​sorgung die Abfallproblematik. Der BDI fordert eine weitergehende integrierte Sichtweise des produktbezogenen Umweltschutzes.

2. Kooperation zwischen Politik und Wirtschaft ist der Schlüssel für eine erfolgreiche Politik im Produkt​bereich, denn: Produktbezogener Umweltschutz betrifft ganz un​mittelbar den Kern der Marktwirtschaft. Deshalb sollten Politik und Wirtschaft kon​krete Ziele vereinbaren und glaubwürdig Rechenschaft über ihre Erreichung able​gen – die geeigneten technischen Maßnahmen zu finden sollte dabei der Innova​tion in den Unternehmen überlassen sein. Da Produktpolitik in Europa immer auch im Zusammenhang des Europäischen Binnenmarktes zu sehen ist, bedeutet eine konsequente Orientierung am Kooperationsprinzip auch die Risiken von Wettbe​werbsverzerrungen zu minimieren. Schließlich ist Kooperation unver​zichtbar bei der internationalen  Weiterentwicklung der Werkzeuge im Bereich des produktbe​zogenen Umweltschutzes. Hier sehen wir durchaus Handlungsbedarf.

3. Für beide Schlüssel des produktbezogenen Umweltschutzes, Integra​tion und Ko​operation, gibt es einen gemeinsamen Erfolgs-  bezie​hungsweise Misser​folgsfak​tor: Das ist Kommunikation. Kommunika​tion zwischen den Unternehmen und der Politik, zwischen den Unter​nehmen entlang der Lieferkette
und zwischen Unternehmen und Verbrauchern. Unverzichtbar zur nachhaltigen Optimierung von Pro​dukten ist deshalb, die Fähigkeit der Unternehmen, künf​tige Anforderungen an ihre Produkte, gerade in ökologischer Hinsicht, frühzeitig wahr​zunehmen und in ihren Entscheidungen zu berücksich​tigen. Nur so lassen sich letztlich Konflikte von vorneherein vermei​den. Genauso wichtig ist es aber, die Lei​stungen, die zur Verringerung von Umweltbelastungen erbracht wurden, auch so zu kommunizieren, dass sie als Alternative zu staatlichem Zwang vom Bürger ak​zeptiert werden. Auch hier besteht durchaus noch Handlungsbedarf. 

Der BDI arbeitet auf nationaler und europäischer Ebene konstruktiv mit an der Dis​kussion um die Zukunft des produktbezogenen Umweltschutzes und an seiner Ein​bindung in eine Konzeption für nachhaltige Pro​duktion und damit für nachhaltigen Konsum.

Clearingstelle Kirche und Umwelt und Umweltbeauftragte der Diözesen  

Beitrag der Katholischen Kirche

Erneuerung des Lebensstils
Im Juni 1995 führten die Konferenz Europäischer Kirchen (KEK) und die Euro​päische Bischofskonferenz (CCEE) in Zusammenarbeit mit der Europäi​schen Ökumenischen Kommission für Entwicklung (EECOD) auf Kreta ein Studien​pro​jekt über Umwelt und  Entwicklung durch. Im Abschlussdokument wurde mit Nachdruck betont, dass für die Entwicklung zukunftsfähiger Gesellschaf​ten neue persönliche und gemeinschaftliche Lebensstile notwendig sind und dass gerade die Kirchen Zeugnis für einen zukunftsfähigen Lebensstil able​gen sollen. Dies wird als ein vorrangiges Handlungsfeld der Kirchen im Um​weltschutz eingestuft. 

Die Lebensstilfrage spielt auch in der 1996 erschienenen Studie "Zukunftsfä​hi​ges Deutschland - ein Beitrag zu einer global nachhaltigen Entwick​lung", heraus​ge​g​eben vom BUND und Misereor eine entscheidende Rolle unter dem Leitbild »Gut leben statt viel haben«. Hier werden besonders die Chancen für einen Ge​winn an Lebensqualität durch Distanz zu vorherrschenden Konsum​mu​stern her​ausgestellt.

Nicht zuletzt hat die zweite Europäische Ökumenische Versammlung 1997 in Graz den Kirchen empfohlen, die Entwicklung eines Lebensstils zu fördern, der an den Kriterien der  Nachhaltigkeit und sozialen Gerechtigkeit ausge​richtet ist. Betont wird hier die Frage des Umgangs mit Energie und damit auch die Zu​sammenhänge von Lebensstil und wirtschaftlichen Strukturen.

Für die Arbeit der Umweltbeauftragten der Diözesen und der Clearingstelle Kir​che und Umwelt ist die Lebensstilfrage von zentraler Bedeutung, weil ge​rade das christliche Menschenbild wichtige Orientierungshilfen für nachhaltige Lebensstile gibt. Wie sich diese Orientie​rungshilfen darstellen, beinhaltet fol​gender Text: "Erneuerung des Lebensstils" aus der Schrift "Handeln für die Zukunft der Schöpfung" der Kommission für gesellschaftliche und soziale Fra​gen der Deut​schen Bischofskonferenz (Bonn 1998, Ziffer 140-150): 

· Die genannten [sozioökonomischen und ethisch-rechtlichen] Entscheidungs​krite​rien [für eine nachhaltige Entwicklung] sind vor allem für das politische und wirt​schaft​li​che Umwelthandeln re​le​vant. Dieses kann aber nur dann zum Erfolg füh​ren, wenn es auf eine subjektive Be​reit​schaft trifft, die Ziele nachhal​tiger Ent​wicklung aus eigenem Enga​gement zu ver​fol​gen und die persönli​chen Lebens​bereiche danach auszurichten. Daher kommt Fra​gen der Be​wußtseinsbildung, der subjektiven Einstellung und des Le​bensstils eine ethisch grund​legende Be​deutung zu. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit seien einige Leit​kri​te​ri​en hierfür genannt:

· Ein umweltverträglicher Lebensstil wird sich erst dann auf breiter Basis durch​setzen, wenn es gelingt, ihn über die Phase des verbalen Gesinnungs​wandels hinaus in den Gewohnheiten des Alltags, also im Ethos, zu veran​kern (Veran​kerung in den Ge​wohnheiten des Alltags).

· Veränderungen des Lebensstils betreffen wesentlich die Privatsphäre. Daher können und sollen sie nur sehr begrenzt staatlich verordnet werden. Sie kön​nen jedoch durch ent​sprechende, demokratisch legitimierte Anreizstrukturen erleichtert werden. Dar​über hinaus spielt für das Zustandekommen einer neuen Orientierung der Gedanken​austausch zwischen den Menschen eine wichtige Rolle. Dies er​fordert verstärkte An​strengungen im Bereich der Bil​dung und der Kommu​ni​ka​tion un​terschiedlicher Ge​sell​schaftsgruppen (Frei​willigkeit und gesellschaft​liche Kommu​ni​ka​tion).

· Ein umweltgerechter Lebensstil ist nicht nur Privatsache, sondern muß sich auch im zivilgesellschaftlichen Engagement für öffentliche Belange ausdrüc​ken. Angesichts der Erfahrung, daß es der Politik oft an der Kraft und dem langen Atem für die not​wendigen unpopulären Maßnahmen fehlt, kommt den gesellschaftli​chen Ini​tiativen und Verbänden sowie den Kir​chen eine Schritt​ma​cherfunktion zu, um ökolo​gische Re​​formen sowie einen entsprechen​den Werte​wandel voranzutreiben (zivilgesell​schaft​​liches Engagement).

· Der Begriff "Zu​kunfts​fä​hig​keit" verweist weit über die Ebene des po​litisch Machba​ren hinaus auf die Dimension einer neuen Sozialkultur und eines sin​nerfüllten Lebens. Ohne Gott ist Zukunftsfähigkeit im vol​len Sinne des Wortes nicht denkbar. Die Kir​chen haben die Aufgabe und Chance, diese tiefen ethi​schen und reli​giösen Fragen und Sehnsüchte, die für viele im Kontext der ökologischen Krise aufbrechen, zu ver​deut​li​chen (religiöse und ethische Tie​fendimension).

· Es ist eine durchaus lohnende, zutiefst humane und christliche Herausforde​rung, leb​bare Alternativen zum konsumorientierten Lebensstil zu entwickeln. Dies bedarf zu​nächst der "Einübung" ei​ner Grund​haltung frei​willi​gen Maßhal​tens und der Unab​hän​gig​keit von Kon​sumzwängen, erweist sich jedoch auf Dauer als Weg zu neuen For​men von Lebensquali​tät, die nicht durch ein Mehr an Produkten und Erlebnis​an​ge​bo​ten zu haben sind. Die Fähigkeit, sich un​abhängig von ihrem Besitz und Verbrauch an den Dingen zu freuen, erfor​dert eine Schulung der Sinne und eine Kultur der Auf​merksamkeit (freiwilliges Maßhalten als Weg zu neuen Formen von Lebensqualität).

· Wichtiges Kennzeichen eines umweltverträglichen Lebensstils ist die Vermei​dung rast​loser Mobilität - etwa durch die stärkere Orientierung an lokalen und re​gio​na​len Strukturen in Wirtschaft, Politik, Kultur und Freizeit, durch die Ak​zeptanz ökolo​gi​scher Rhythmen (z.B. Bevor​zugung jahres​​zeitgemäßer sowie lokal angebauter und ver​​arbeiteter Nah​rungs​​mit​tel) oder durch den Einsatz elektroni​scher Kommu​nika​ti​ons​​mittel an​stelle phy​​sischer Transporte (Prinzip der Regionalisie​rung).
· Das Bemühen um globale Solidarität ist ein unverzichtbares Element einer Kultur der Nachhaltigkeit (globale Solidarität).

· Das ethische Leitkriterium für einen zukunftsfähigen Lebenstil ist, ob er – un​ter Be​rücksichtigung der kulturgeschichtlichen und geographisch bedingten Un​terschie​de - ohne Scha​den für die ganze Erde von allen Menschen über​nom​men werden könn​te (Uni​ver​sali​sierbar​​keit als Leitkriterium eines umwelt​ver​träglichen Lebens​stils).

Da diese Kriterien und Grundoptionen noch relativ allgemein sind, können sie nur be​grenzt zur Entscheidungsfindung in konkreten Konfliktsi​tua​tionen füh​ren. Notwendig ist ein weiterer Reflexionsschritt, nämlich die Vermittlung mit den ein​schlägigen natur- und gesellschaftswissenschaftlichen Erkenntnis​sen (insbeson​dere im Bereich der sozio​öko​no​mi​schen und ethisch-rechtlichen En​scheidungs​regeln). Ebenso unverzichtbar für ver​ant​​wortliche Entscheidungen in konkreten Lebenssituationen ist die je eigene Be​reit​schaft und  Fähigkeit zur Abwägung zwischen den unterschiedlichen Erfor​der​nis​sen. Dies kann nur durch ständige Lernbereit​schaft und eine Rückbindung der Ent​schei​dun​gen an eine gesell​schaftliche Kommunikation ein​gelöst wer​den.

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)

I.
Vorbemerkung

Der DGB und seine Gewerkschaften vertreten nicht nur die Interessen der Menschen, die im Arbeitsleben stehen, die ei​ne Ausbildung und Arbeit an​streben, arbeitslos oder im Ru​hestand sind, sondern verstehen sich darüber hinaus auch als gesellschaftliche Organisationen mit einem übergreifenden Gestaltungsauftrag, den sie mit anderen sozialen Bewegun​gen und politi​schen Kräften umsetzen. Dabei wird ihre Arbeit von der Vision einer lebens​werten Zukunft geleitet, in der Freiheit, soziale Gerechtigkeit, Wohlstand und ökologische Verantwortung gewährleistet sind.

Ebenso wenig wie soziale Gerechtigkeit ergibt sich eine öko​logische Erneue​rung allein aus dem Selbstlauf des Marktes. Sie kann nur durch gesellschaftli​che Steuerung und damit auch durch gewerkschaftliche Interessenvertretung in Be​trieb, Wirtschaft und Gesellschaft erreicht werden.

Zwischen Umwelt- und Sozialpolitik besteht eine enge Strukturverwandtschaft. Wie früher der Faktor Arbeit, wird heute der Faktor Umwelt nach wie vor un​genügend in die wirtschaftliche Kalkulation einbezogen. Im Vergleich zur da​maligen Situation befin​det sich heute unsere Umwelt gewissermaßen im Sta​dium der Ausbeutung.

Nicht nur Arbeitslosigkeit und Armut, sondern auch ökologi​sche Zerstörung gefähr​den den Sozialstaat und damit die so​ziale Grundlage von Demokratie. Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung gilt das ökologisch Notwendige auch als sozial erstrebens​wert. Es ist kurzsichtig, mit Verweis auf Welt​marktkonkur​renz und enger werdende Finanzspielräume der Öffentlichen Hand die Be​wältigung ökologischer Probleme zu​rückzustellen.

Die Gewerkschaften wollen das Ziel einer nachhaltigen Ent​wicklung mit Hilfe einer sozial-ökologischen Reformstrategie erreichen, die sowohl Arbeitslosig​keit überwinden als auch Wirtschaft und Umweltschutz in Einklang bringen soll. Ein Wettlauf mit Län​dern, die niedrigere Löhne, schlechtere Ar​beitsbe​dingungen und geringere ökologi​sche Standards vor​zuweisen haben, kann weder Vollbeschäftigung wiederher​stellen, noch Wettbewerbsfähigkeit stei​gern oder vorsorgen​den Umweltschutz sichern. Die Gewerkschaft plädieren stattdessen für einen Wettbewerb, der sich auf die Qualifi​ka​tion und Kreativität der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh​mer und auf ökologisch verantwortbare und gesellschaftlich nützliche Güter stützt. Unser Motto lautet: Wett​bewerb durch Innovation auf der Grundlage fairer Wettbewerbsbe​dingungen, die kei​nen Platz für Umwelt-, Sozial- und Lohn-Dumping bieten.

Es ist sicher unredlich, der Notwendigkeit einer nachhaltigen Entwicklung das Wort zu reden, ohne darauf hinzuweisen, dass auch ein Verzicht auf den un​terschiedlichsten Feldern, z.B. bei den Energie-, Verkehrs- und Verbrauchs​gewohnheiten, dringend gebo​ten ist. Aus Sicht der Gewerkschaften gilt es, das ökologisch Notwendige so zu gestal​ten, dass es nicht nur sozial verträg​lich, sondern auch sozial erstrebenswert ist.

II.
Schwerpunkte gewerkschaftlicher Umweltpolitik

Rückblickend war der Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz der erste Umwelt​schutz, noch bevor es diesen Terminus über​haupt gab. Denn häufig sind die​selben Stoffe aus dem Be​trieb sowohl verantwortlich für die Zerstörung der Umwelt als auch für die Gefährdung der Gesundheit.

Bereits 1972 stellte der DGB-Bundeskongress fest, dass "die vorhan​dene und weiter zunehmende Umweltverschmutzung für die Bevölkerung, besonders aber für die Ar​beitnehmerinnen und Arbeitnehmer immer bedrohlichere For​men annimmt". Die er​sten "DGB-Leitsätze zum Umweltschutz" waren gebo​ren. 1985 beschloss der DGB-Bun​desvorstand das Umweltpro​gramm "Um​weltschutz und qualitatives Wachstum". 1981 wurde der Umweltschutz in das DGB-Grundsatzprogramm aufgenommen, welches in seiner 1996 beschlos​senen Neufassung die sozial-ökologische Re​formstrategie zu einem ihrer Schwerpunkte erhebt.

Mit dem Ziel einer gewerkschaftlichen Umweltberatung spe​ziell für die neuen Bun​desländer wurde 1991 das von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt geförderte "Umweltberatungsprogramm der Gewerkschaften in den neuen Bundesländern" ins Leben gerufen.

Als Höhepunkt internationaler gewerkschaftlicher Umweltar​beit kann die inter​natio​nale Klimakonferenz des DGB in Ko​operation mit dem Internationalen Bund Freier Gewerkschaf​ten 1995 in Berlin gelten, welche parallel zum offizi​ellen "Berliner Klima​gipfel" durchgeführt wurde.

Weitere exemplarisch ausgewählte Themen:

a) integrierter Umweltschutz

Aus Sicht der Gewerkschaften ist ein integrierter Umwelt​schutz erforderlich, der nicht nur auf frühzeitige ökologische Innovationen als Abkehr vom klassi​schen, nachsorgen​den Umweltschutz setzt, sondern darüber hinaus Umwelt-, Ar​beits- und Gesundheits​schutz fruchtbar miteinander verbin​det.

b) betrieblicher Umweltschutz

Durch ihre Präsenz vor Ort im Betrieb ergibt sich für die Ge​werkschaften die einzigar​tige Chance, Vorsorge im Umwelt​schutz sozusagen an der Quelle zu praktizieren, noch ehe Schadstoffe überhaupt entstehen und in die außerbe​triebliche Umwelt gelangen können.

Ein hilfreiches Instrument könnte ein beteili​gungsorientiertes Öko-Audit sein, wenn eine echte Mitwirkung der Beschäftigten zur kontinuierlichen Verbesse​rung des be​trieblichen Umweltschutzes auch wirklich gegeben wäre.

c) Ökologie in Betriebsvereinbarungen und Tarifverträgen

Geltende Regelungen betreffen u.a. Beteiligungsrechte für Beschäftigte und Betriebsrat (Betriebsversammlungen, öko​logisches Vorschlagswesen, Be​schwerderecht, zusätzli​chen Bildungsurlaub), Arbeitsverweigerungsrecht bei umwelt- und gesundheitsgefähr​denden Arbeiten, Einsetzung eines paritä​tisch besetzten Umweltschutzausschusses und eines Um​weltbeauftragten, Qualifi​zierungsmaßnahmen.

Trotz beachtlicher Erfolge beim Abschluss von Betriebsverein​barungen zum Umwelt​schutz und ökologischer Tarifverträge wird man jedoch langfristig nicht an einer ge​setzlichen Rege​lung im Hinblick auf eine Erweiterung des Be​triebsverfas​sungs- und Personalvertretungsgesetzes um Mitbestim​mungs​rechte im Umweltschutz vorbei​kommen. Denn ein Grund, warum viele Be​triebs- und Personalräte sich weder in der Lage sehen, noch es für eine vor​dringliche Aufgabe hal​ten, dem Umweltschutz im Betrieb und in der Verwal​tung ei​nen hohen Stellenwert einzuräumen, liegt im krassen Fehlen gesetzli​cher Mitbestimmungsmöglichkeiten.

d) Klimaschutz

Der Schutz der Erdatmosphäre stellt eine der größten globa​len umweltpoliti​schen Herausforderungen dar. Arbeitnehme​rinnen und Arbeitnehmer sind durch Änderun​gen der Lebens​bedingungen in besonderer Weise betroffen, die sich sowohl direkt aus der Wirkung des Klimas selbst als auch aus den ökonomischen Folgen von Klima​änderungen ergeben.

e) DGB-Umweltarbeit auf verschiedenen Ebenen

Der Deutsche Gewerkschaftsbund als Dachverband von 11 Mitgliedsgewerk​schaften ist national auf Bundes-, Landes​bezirks- und Kreisebene organisiert und international Mitglied im Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB) und im Internationalen Bund Freier Gewerkschaften (IBFG). Das Leitbild einer "nach​haltigen Entwicklung" findet auf allen Ebenen durch unterschiedlich​ste Maß​nahmen, Projekte und Aktionen große Unterstützung. Erwähnt seien beispiel​haft die aktuellen Projekte der Hans-Böckler-Stif​tung zu “Arbeit und Ökologie”.

f) Umweltbildung

Mit dem Konzept der Nachhaltigkeit rücken neue Leitbilder in den Mittelpunkt der Bil​dungsarbeit. Die Vermittlung dieser neuen Leitbilder erfordert neue Bil​dungsinhalte und neue Bil​dungsansätze. Neue Umweltinformationssysteme (Öko-Au​dit, Öko- und Sozial-Label) können das Aufgreifen des Nach​haltig​keitsgedankens in der Bildungsar​beit befördern.

g) Umweltberatung

Umweltbewusstes Denken und Handeln hat sich im privaten Alltag vieler Menschen bereits durchgesetzt. Doch noch viel zu häufig endet der Umwelt​schutz vor den Be​triebstoren oder den Foyers der Verwaltungsgebäude. Wir als Gewerkschaf​ten mei​nen: Umweltschutz beginnt am Arbeitsplatz.

III. Nachhaltiger Konsum

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und der anhal​tenden Zerstörung der na​türlichen Lebensgrundlagen bedarf eines integrierten Ansatzes von Wirt​schafts- und Umwelt​politik, in dessen Mittelpunkt eine Innovationsoffensive un​ter dem Leitbild einer nach​haltigen Entwicklung stehen muss.

Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung, die Ökologie, Ökonomie und So​ziales frucht​bar miteinander verbindet, sind technische und soziale Innovatio​nen vonnöten, die der Umweltvorsor​ge und der Energie- bzw. Rohstoffeinspa​rung ebenso ver​pflichtet sind wie der Schaffung von Arbeitsplätzen und der Humanisierung der Arbeitsbedingun​gen.

Gleichermaßen bedarf es jedoch auch einer Politik der An​reize, die umwelt​bewusstes Verhalten in privaten Haushal​ten, Unternehmen und Staat syste​matisch fördert. Not​wendig sind Angebots- und Nachfragebedingungen, die zu veränderten Produktions- und Verhaltensweisen beitragen, um den Ver​brauch natürlicher Ressourcen und nicht-rege​nerativer Energie sowie die Produktion und Einträge von Abfall und Emissionen in die Umwelt zu senken.

Voraussetzung dafür ist - gerade auch zur praktischen Durchsetzung des Verursacher​prinzips - die zunehmende Einbeziehung von Kosten der Natur​zerstörung und die Mo​netarisierung von Umweltfolgelasten ins ökonomische Kal​kül auf gesamt- und einzel​wirtschaftlicher Ebene.

Der DGB spricht sich daher für eine schrittweise Umgestal​tung des Steuer- und Abga​bensystems durch die Entla​stung des Faktors Arbeit und die Bela​stung nicht erneuer​barer natürlicher Ressourcen aus, um damit umweltfreund​liches Verhalten und be​schäftigungsfördernde Maßnahmen zu belohnen. In diesem Sinne begrüßt der DGB die Gesetze zur Ein- und Fortführung der ökologischen Steuerreform als erste Schritte in die richtige Richtung. 

Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung erfordert die aktive Mitwirkung al​ler Betei​ligten, und zwar nicht nur im theoretischen Bekenntnis zum Umwelt​schutz, sondern im praktischen Umwelthandeln. Entscheidende Bedeutung haben hier Um​welterziehung, -bildung und -information, und zwar auf allen Ebe​nen.

Dies bedeutet jedoch nicht, den Schwarzen Peter für ein nicht-nachhaltiges Verhalten der gesellschaftlichen Akteure alleine den Verbraucherinnen und Verbrauchern zuzu​schie​ben. Es stellt sich vielmehr die Frage, wie nachhaltige Konsummuster mit dem der Marktwirtschaft und dem je​dem Unternehmen in​newohnenden Streben nach Wachs​tum in Einklang zu bringen sind.

Eine umweltschonende Mobili​tät beispielsweise verlangt vom Verbraucher ein um​weltschonendes Verkehrsverhalten durch Bevorzugung öffentlicher oder nicht-motori​sierter Ver​kehrsmittel vor allem für kurze Strecken in Ballungsge​bieten, usw.

Dass die verstärkte Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel je​doch die Bereitstel​lung at​traktiver, umweltschonender und kostengünstiger Verkehrsalternativen, eine umwelt​orien​tierte kommunale Verkehrsplanung, eine Regionalisierung von Ver- und Entsor​gungskreisläufen, eine dezentrale In​frastruktur und Mi​schung städtischer Funktionen etc. vor​aussetzt, zeigt, wie wichtig eine Imple​mentati​on des Nachhaltigkeitskonzepts auf allen Ebenen und durch die Mit​wirkung aller gesellschaftlichen Gruppen ist.

Gefordert und gefördert werden muss natürlich das um​weltgerechte Verhalten des Bürgers als Verkehrsteilnehmer bei seinen Einkaufsgewohnheiten und beim Umgang mit Produkten, beim Bauen und Wohnen und in der Freizeit. Genauso gefordert und gefördert werden müssen jedoch auch die umweltge​rechte Forschung und Entwick​lung so​wie das umweltgerechte Verhalten von Herstellern und Handel (umfassende Produktverantwortung), von Dienstlei​stungsunternehmen und Verwaltungen. Auch der Staat selbst ist gehalten, in seinem eigenen Bereich umweltgerechtes Verhalten zu praktizieren (Vorbild​funktion der öffentlichen Hand).

Aus Sicht des DGB ist für eine gesellschaftsübergreifende Verständigung ei​ner nach​haltigen Entwicklung der gesellschaftliche Dialog mit al​len betroffe​nen Gruppen not​wendig, die zur Erfüllung der gesetzten Ziele beitragen müs​sen. Dieser Dialog sollte zu einem Konsens führen

-
über den Zeitrahmen, in dem die gesetzten Ziele erreicht werden sollen,

-
über zeitlich gestaffelte Zwischenziele,

-
über kurz-, mittel- und langfristige Maßnahmen-Pro​gramme,

-
über die entsprechende instrumentelle Gestaltung der Politik zur Erreichung der End- und Zwischenziele, und

-
über die Beiträge, die einzelne Zielgruppen zur Erfüllung dieser Ziele zu lei​sten ha​ben.

Zu entwickeln ist letztlich eine nationale Nachhaltigkeitsstrategie, die konkrete Um​weltquali​täts- und Umwelthandlungsziele mit entsprechenden Zeit​vorga​ben enthält.

Ein wichtiges Instrument insbesondere für einen nachhaltigen Konsum sei ex​empla​risch genannt: zu einer verstärkten Nachfrage nach umweltverträgliche​ren Produkten können um​weltbezogene Produktkennzeich​nungspflichten und eine breitere Verwen​dung von Umwelt​zeichen beitragen.

Das wohl bekannteste und - wie neutrale Tests gezeigt haben - glaubwürdig​ste Um​weltzeichen ist der "Blaue Umweltengel". Er kennzeichnet Produkte, die über ver​gleichsweise günstige Umwelteigenschaften verfügen, z.B.

-
weil das Produkt bestimmte Schadstoffe (z.B. Schwer​metalle, Lösungsmittel) nicht oder nur noch in geringen Mengen enthält oder an die Umwelt abgibt (z.B. schad​stoffarme Lacke, Heizungsanlagen, FCKW-freie Kühl- und Gefrier​geräte),

-
weil das Produkt aus Altstoffen hergestellt wurde (z.B. Recyclingpapier, Pro​dukte aus Recyclingkunststoffen),

-
weil das betreffende Produkt mehrfach verwendet wer​den kann (z.B. die Mehrweg​flasche),

-
weil das betreffende Produkt zum sparsamen Umgang mit Umweltgütern an​hält (z.B. wassersparende Armatu​ren),

-
weil ein Produkt leiser ist (z.B. lärmarme Mofas) oder

-
weil Produkte recyclinggerecht hergestellt wurden und Rücknahmeverpflich​tungen bestehen (z.B. bei Compu​tern oder Kopiergeräten).

Vergeben wird der "Blaue Umweltengel" von einer unab​hängigen Jury, zu​sammenge​setzt aus Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens (Experten aus Wissenschaft, Wirt​schaft, Gewerkschaften, Umweltverbänden, Verbraucher​verbänden, Behörden), die die Kriterien für die Zeichenver​gaben beschließen.

Der umweltbewußte Einkauf z.B. von Produkten, die mit dem "Blauen Engel" gekenn​zeichnet sind, ist aber nur der erste Schritt zu einer nachhaltigen Ent​wicklung. Es kommt darüber hinaus auf den umweltbewussten Umgang mit den gekauften Produk​ten im Haushalt an.

Auch kann der "Blaue Engel" nur einen Teil mög​licher Nachhaltigkeits-Krite​rien abde​cken. Denn Nachhaltigkeit bedeutet mehr als Umwelt​verträglichkeit. Ein Umweltzei​chen wie der "Blaue Engel" kann lediglich eine ökologische Hilfestellung für einen nachhaltigen Konsum sein, ein soziales Zeichen analog nur eine soziale.

Ein Beispiel: Mit dem Öko-Tex-Zeichen werden Waren aus​gezeichnet, die nur in be​grenztem Umfang Pestizid-Rück​stände aufweisen. Ob Boden, Grund​wasser und Land​arbei​ter bei Anbau und Ernte mit Herbiziden und Pestiziden traktiert werden, regist​riert dieses Zeichen jedoch nicht.

Soziale Kriterien wären z.B.:
-
der Ausschluss von gesundheitsschädlichen Substanzen bei der Produktion

-
ein Verbot von Kinderarbeit und in Verbindung damit ein sicherer Arbeitsplatz mit garantiertem Mindesteinkom​men für Erwachsene


(damit sich künftig eben nicht mehr "billigere" Kinder "rentieren";
dies bedingt jedoch, dass wir als Käufer bereit sind, für die Ware auch einen fairen Preis zu bezahlen)

-
innerbetriebliche Mitbestimmungsmöglichkeiten als Schutz gegen soziale Ausbeu​tung und gesundheits​schädigende Arbeitsbedingungen

-
die Einhaltung von ILO-Standards

Zu den Gesundheitsrisiken für die Beschäftigten gehört vor allem der Umgang mit ge​fährlichen, z.B. krebserzeugenden Chemikalien. In den Entwicklungs​ländern spielen überdies vielfach noch menschenunwürdige Arbeitsbedin​gun​gen eine traurige Rolle, die jedoch den fertigen Produk​ten nicht anzusehen sind, was die Grenzen einer allein pro​duktbezogenen Kontrolle aufzeigt.

Von verschiedener Seite wird bisweilen eingewandt, dass der durchschnittli​che Verbraucher mit einem so komplexen Thema wie Nachhaltigkeit bei sei​nen alltäglichen Kaufent​scheidungen überfordert wäre. Dagegen ist jedoch einzuwen​den, dass der Wertewandel in der Gesellschaft auch zu ver​ändertem Nachfrageverhalten führt. Dies setzt natürlich die Befriedigung veränder​ter In​formationsbedürfnisse voraus.

Der Verbraucher in der heutigen Konsumgesellschaft gehört neben der Indu​strie und dem Staat zu den wichtigsten "Umweltakteuren". Eine nach​haltige Entwicklung ohne seine Einbeziehung und sein Mittun, die also lediglich auf eine weitere Steigerung von Effizienz setzt, ist zum Scheitern verurteilt.
Forum Umwelt & Entwicklung
Die Verständigung über neue Leitbilder

Grundlage für nachhaltigen Konsum ist die Entwicklung neuer Orientierungen in Anlehnung an die Diskussion um „neue Wohlstandsmodelle”. 

Nachhaltiger Konsum umfasst alle Lebens- und Haushaltsbereiche. Eine effektive Änderung des Konsums beachtet über den Lebenszyklus von Gütern und Dienstleistungen 

· eine Verringerung der Energie- und Stoffströme durch Energieein​sparung und weniger Material- und Produktverbrauch,

· Reduzierung der Schadstoffströme und 

· sozialverträgliche Produktions- und Handelsbedingungen. 

· Nachhaltiger Konsum lässt sich nicht auf umweltbewusstes Kaufverhalten verkürzen.

Bei der Verständigung über Leitbilder nachhaltiger Konsummuster muß von der Pluralität der unterschiedlichen Lebensstile ausgegangen werden. Unter​schiedliche Lebensabschnitte sind dabei ebenso von Bedeutung wie die Be​rücksichtigung des Geschlechterverhältnisses.

Leitbilder können für die Allgemeinheit Orientierung geben und zugleich Pio​nieren eines veränderten Konsumverhaltens Unterstützung und Anreize für deren Fortentwicklung bieten. 

Mit der Orientierung an einem Leitbild ist der zunehmenden Aufsplitterung zu entgehen, bei der nachhaltiger Konsum in einem Bereich und nicht nachhal​tige Konsumgewohnheiten in an​deren Bereichen gegeneinander ausgespielt werden können
 

Auch wenn dem Einzelnen heute schon im Rahmen seiner unterschiedlichen Rollen bzw. sei​nes Rollenverhaltens eine Fülle von Möglichkeiten zu „nach​haltigem Verhalten” zur Verfügung stehen: Nachhaltiger Konsum kann nicht primär vom Einzelnen und seinem individuellen Ver​halten abhängig gemacht werden.

Zusätzlich wird Konsum in der deutschen Diskussion auf den Konsum der pri​vaten Haushalte beschränkt. Diese sind ein wichtiger, aber sicher nicht der einzige Akteur der Nachfrageseite. 

Nach der Einschätzung der NRO‘s ist es vorrangig eine Aufgabe von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft die Bedingungen für eine breite Umsetzung nachhaltigen Konsums zu verbessern. Dazu sind von den Pionieren in allen gesellschaftlichen Gruppen die geeigneten Schritte zu entwickeln, in die eige​nen Kreise hinein zu tragen und dort in dem jeweiligen Handlungsrahmen umzusetzen.

NRO-Arbeit ist mehr als Bildungs- und Motivationsarbeit

Die NRO‘s aus dem umwelt-, entwicklungs- und verbraucherpolitischen Be​reich fordern eine stärkere Anerkennung des Themas nachhaltiger Konsum- und Produktionsmuster als Her​ausforderung für die staatliche Politik. 

Wie für alle Bereiche der Agenda 21 soll auch bei der Entwicklung nachhalti​ger Konsum- und Produktionsmuster den Nichtregierungsorganisationen und den anderen gesellschaftlich wich​tigen Gruppen eine echte partnerschaftliche Mitwirkung zugestanden werden. 

In der tatsächlichen Arbeit wird jedoch den umwelt- und entwicklungspoliti​schen Verbänden genauso wie den Verbraucherorganisationen in der Haupt​sache die Aufgabe zugewiesen, Bil​dungs- und Öffentlichkeitsarbeit zu betrei​ben, um dem Einzelnen in seinen Konsumentschei​dungen die notwendige Orientierung zu geben, wie er die Aspekte der Nachhaltigkeit in die Praxis umsetzt. 

Ebenso berechtigt und wichtig ist jedoch die Beteiligung der NRO‘s an politi​schen Entscheidungsprozessen in denen flankierende Maßnahmen geschaf​fen werden, die einem nachhaltigen Verhalten des Einzelnen den Weg ebnen.

Bisherige Schwerpunkte

Die im Forum Umwelt- und Entwicklung mitarbeitenden Organisationen setzen für ihre eigene Arbeit bislang u.a. folgende Schwerpunkte:

1. Förderung „wahre“ Produktpreise durch eine ökologische Durchdringung des Steuersy​stems, ordnungsrechtliche Maßnahmen und eine Vorreiterrolle des öffentlichen Be​schaffungswesens

2. Förderung ökologisch vorteilhafter langlebiger Produkte mit reparaturfreundlicher Konstruktion, Rücknahmestrukturen und recycelbare Komponenten etc.

3. die internationale Harmonisierung der Kriterien für Nachhal​tigkeitssiegel. Eigenen Labeln der Industrie, deren Ausge​staltung und Kontrolle sich der Bewertung durch unabhän​gige gesellschaftliche Gruppen entzieht werden dabei eine klare Absage erteilt. 

4. Entwicklung und Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe und eine Ausweitung des Angebotes ökologischer Landbau​produkte; 

5. die Ausweitung sozialverträglich hergestellte Produkte aus Entwicklungsländern im Rahmen eines fairen Handels.

Hauptverband des Deutschen Einzelhandels (HDE)    

”Nachhaltigkeit im Einzelhandel”

Mit der internationalen Umweltkonferenz in Rio 1992 ist das ursprünglich aus der Forstwirtschaft stammende Konzept einer nachhaltigen Wirtschaftsweise global zu einem Leitbild für zukünftige wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung geworden, das durch die Zeichnung von 178 Staaten zur interna​tionalen Verpflichtung wurde.

Weltweit besteht Einigkeit darin, daß Nachhaltigkeit ein normatives Leitbild zur Verwirklichung einer generationsübergreifende Gerechtigkeit darstellt, bei der die kommenden Generationen nicht schlechter gestellt werden dürfen als die heutige Generation. Hierbei sind Ökologie, Ökonomie und soziale Sicherheit als gleichrangige und gleichwertige Zielkomponenten einzustufen. Stets zu beachten ist jedoch, daß nur eine florierende und nach den Grundsätzen einer marktwirtschaftlichen Ordnung aufgebaute Wirtschaft die gewünschten Ziele realisieren kann.

Aus praktischen Erwägungen heraus macht es jedoch Sinn, sich zunächst um die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen zu bemühen, da sie eine Grundbedingung zur Aufrechterhaltung von wirtschaftlicher Prosperität und sozialer Entfaltung darstellen. Auf dieser Basis lassen sich Zielvorgaben und Handlungsregeln entwerfen, wobei darauf zu achten ist, daß Maßnahmen zur Erreichung einer ökologisch definierten Nachhaltigkeit nicht im Widerspruch stehen dürfen zu allgemein anerkannten Zielen der wirtschaftlichen Entwick​lung und der Sozialverträglichkeit. Dies bedeutet, daß zunächst Ziele der ökologischen Nachhaltigkeit definiert, daraus Maßnahmen abgeleitet und schließlich diese Maßnahmen auf Zielkonflikte zu wirtschaftlichen und sozia​len Zielen hin überprüft werden. Werden Zielkonflikte festgestellt, ist das Ziel der Nachhaltigkeit nicht erreicht.

Diese Vorgehensweise ist pragmatisch und von der Philosophie einer schritt​weisen aber stetig voranschreitenden Verbesserung in Richtung auf ein um​fassendes Nachhaltigkeitskonzept geprägt.

Übertragbarkeit des Nachhaltigkeitspostulats auf den Einzelhandel

An der Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung müssen Politik, Wirtschaft und Gesellschaft gemeinsam arbeiten. Ebenso wie die anderen gesellschaftli​chen Akteure kann auch der Einzelhandel einen wichtigen Beitrag zur Nach​haltigkeit leisten. Zwar kann er weder die Präferenzen der Konsumenten be​stimmen noch die Hersteller zu einem bestimmten Produktionsverfahren zwingen. Dennoch hat der Handel als Mittler Gewicht: In einer marktwirt​schaftlichen Ordnung entscheidet er selbständig, welche Produkte er in das Sortiment aufnimmt und welche Qualitätsanforderungen er an die Produzen​ten weitergibt. Darüber hinaus kann durch Beratung und Kundenbetreuung darauf hingewirkt werden, daß den Kunden neben Qualitäts- auch umweltre​levante Informationen vermittelt werden. Direkten Einfluß nimmt der Handel etwa durch ein energie- und materialsparendes Betriebsmanagement und umweltorientierte Distributionskonzepte.

Alle Maßnahmen können nur in dem Maße vorgenommen werden, wie sie nicht im Widerspruch zu den wirtschaftlichen und sozialen Zielen und Rah​menbedingungen des Einzelhandels stehen.

Ziele und Maßnahmen des Einzelhandels im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung

Zur Umsetzung nachhaltiger Kriterien sind folgende Bearbeitungsschritte er​forderlich:

1. Die im Einzelhandel vorhandenen Potentiale, die zu einer ökologischen Nachhaltigkeit beitragen können, sind zu identifizieren.

2. Entwurf von Maßnahmen, die eine Ausnutzung der Potentiale ermöglichen.

3. Überprüfung der Maßnahmen auf ihre wirtschaftliche und soziale Verträglich​keit hin. Kommt es zu Zielkonflikten, müssen entweder neue Maßnahmen entworfen oder aber eine ausgewogene Strategie zwischen die Zielkonflikten entwickelt werden.

4. Das Gesamtpaket an Maßnahmen muß schließlich auf seine Funktionalität und seine Machbarkeit hin überprüft werden. Bewähren sich die Maßnahmen im praktischen Alltag, sollten sie als generelle Leitlinie akzeptabel sein.

Dem Einzelhandel stehen grundsätzlich folgende Handlungsfelder offen, in denen Maßnahmen für eine nachhaltige Entwicklung analysiert, erprobt und umgesetzt werden können: 

· umweltorientierte Sortimentsgestaltung,

· am Qualifikationsbedarf orientierte Integration der Umweltbelange in die Aus- und  Weiterbildung,

· sachgerechte und kompetente Umweltinformation und –beratung der Kun​den und

· umweltorientierte Betriebsführung 

Umweltorientierte Sortimentsgestaltung

Obwohl der Einzelhandel als Mittler zwischen Produzent und Konsument nicht in der Lage ist, ökologisch orientierte Produktionsprozesse und umweltge​rechten Konsum festzulegen, so macht es doch Sinn, bei der Gestaltung des Sortiments Wert darauf zu legen, daß soweit wie möglich Umweltaspekte über möglichst viele Phasen des gesamten Lebenszyklus eines Produktes mit be​dacht werden.

Konkret ist zu empfehlen, insbesondere auf folgende Aspekte zu achten:

· möglichst geringe Belastung der Umwelt bei der Herstellung von Produkten (z.B. Verzicht auf giftige oder sehr giftige Stoffe, Vorzug umweltverträglicher Inhaltsstoffe);

· Einsatz umwelt- und funktionsgerechter Verpackungen (z.B. weitgehender Verzicht auf Umverpackungen oder Füllstoffe);

· möglichst geringer Ressourcenverbrauch (z.B. geringer Energie-, Rohstoff-, Wasserverbrauch, servicefreundliche Produkte, Erprobung und Aufnahme von Leasing- und Ausleihmodellen für selten benutzte Gebrauchsgüter);

· Reduzierung der Belastung der Umweltmedien Luft, Wasser und Boden.

Weiterhin können gezielt bestimmte Produktbereiche gefördert werden:

· Schaffung eines Angebots regionaler Produkte, wobei die Bestimmung des Bezugsraums ”regional” vom jeweiligen Produkt abhängt;

-
Angebot von Produkten aus ”fairem” Handel;

-
Angebot von Produkten aus artgerechter Tierhaltung.

-
Angebot von Produkten aus kontrolliert ökologischem Anbau
Umweltorientierte Betriebsführung

Im Bereich des Betriebsmanagements kann der Handel direkt auf eine nach​haltige Ausgestaltung Einfluß nehmen. Dabei kommt es auf die folgenden Aspekte besonders an: sparsamer bzw. schonender Umgang mit Energie, Wasser, Fläche/Boden und Luft sowie Reduktion des Materialflusses (Ver​packung, Abfall etc.). Zu begrüßen ist eine möglichst weitgehende Integration des Umweltschutzes z.B. mit Hilfe der Einführung eines Umweltmanagement​systems.

Darüber hinaus kann der Handel seine Lieferanten und Dienstleister auf die Erfordernisse einer umweltorientierten Betriebsführung hinweisen und gege​benenfalls gemeinsam mit Herstellern und Dienstleistern Strategien zur Um​setzung von Umweltschutzmaßnahmen erarbeiten.

Im Rahmen der Betriebsführung sind vor allem folgende Aspekte von Bedeu​tung:

· Einsparung von Ressourcen (z.B. Material- und Energieeinsparung in den Bereichen Logistik, Bau und Technik, Geschäftsausstattung und –einrichtung, Verwaltung);

· Abfallvermeidung und –entsorgung (z.B. Einsatz von Mehrwegtransportbe​hältnissen, umweltorientierte Auswahl der Werbemittel, Packmittel, des Bü​romaterials oder konsequente Abfalltrennung);

· Vermeidung und - sofern dies nicht möglich - sachgerechter Umgang mit Gefahrstoffen.

Aus- und Weiterbildung 

Für die Realisierung der oben genannten Aspekte sind die Qualifikation und Motivation der Beschäftigten im Einzelhandel entscheidende Faktoren. Die Erarbeitung und Umsetzung von Aus- und Weiterbildungsmaterialien und -konzepten für Seminare, Schulungskurse und arbeitsintegriertes Lernen zum Thema Nachhaltigkeit im Einzelhandel ist daher wesentlich für den Erfolg un​ternehmerischer Nachhaltigkeitsstrategien.

Kundenberatung
Das betriebliche Konzept der Nachhaltigkeit muß auch den Kunden vermittelt werden. Souveräne Kundschaft will informiert und überzeugt werden. Die Kundenberatung muß so erfolgen, daß sie einerseits den Bedürfnissen nach umweltgerechten Produkten entgegenkommt und andererseits mehr Transpa​renz über Umweltfolgen in klarer und verständlicher Form vermittelt. Über In​formationen kann die Akzeptanz der Menschen gegenüber umweltgerechten Produktionsweisen und Produkten gesteigert werden.

Im Vordergrund stehen hier folgende Aspekte:

· soweit wie möglich adressatengerechte Information über Produkteigen​schaften, Herstellungsverfahren, Nutzungsmöglichkeiten der Produkte und Entsorgung,

· allgemeine Information über die Umweltpolitik des Unternehmens,

· Hinweis auf nachhaltige Produkte im Rahmen der Marketingstrategie des Handels (Präsentation, Kommunikation)

Der Handel stellt sich seiner Verantwortung

Der HDE geht davon aus, daß mit den hier skizzierten Zielen und Maßnah​men ein wesentlicher Beitrag zu einer an der Nachhaltigkeit orientierten Ge​staltung des Einzelhandels geleistet werden kann und wird sich für eine mög​lichst weitgehende Verwirklichung einsetzen. Auch wenn eine kurzfristige oder vollständige Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele nicht realistisch ist, so ist doch bereits jeder kleine Schritt hin zu einer nachhaltigen Entwicklung ein wichtiger Meilenstein für eine lebenswerte Zukunft.

Markenverband e.V.
Umweltleitlinien des Markenverbandes zum 21. Jahrhundert

Der Markenverband,

· im Bewußtsein seiner gesamtgesellschaftlichen Verantwortung als Vertre​tung der deutschen Markenartikelindustrie,
· auf der Grundlage des ordnungspolitischen Rahmens der sozialen Markt​wirtschaft, die die Freiheit der Unternehmen garantiert, und unter entspre​chender Berücksichtigung ökologischer Aspekte,

· in Fortschreibung der Umwelterklärung „Für eine umweltorientierte Pro​duktqualität“ von 1990 sowie der „Bonner Resolution des Markenverban​des zur Umweltverantwortung“ von 1992,

· auf der Basis internationaler Zusammenarbeit aller Verantwortlichen, 

er​klärt seine Unterstützung einer langfristig tragfähigen und umweltverträglichen Entwicklung („sustainable development“) unter Berücksichtigung der Grundsätze der Rio-Deklaration sowie der Agenda 21 und setzt dies für die Markenartikelindustrie um. 

Grundsätze ökologischer Verantwortung

Die Erhaltung der natürlichen Umwelt ist die Grundlage für die Existenz zukünftiger Generationen. Alle Bürger und besonders die Unternehmen müssen sich heute und in Zukunft dieser großen Aufgabe stellen. Die ver​stärkte Berücksichtigung ökologischer Aspekte bei der Gestaltung der so​zialen Marktwirtschaft erhöht mittel- und langfristig die gebotenen ökono​mischen Chancen.

Die Markenartikelindustrie bekräftigt daher ihren Willen, Verantwortung für die Bewahrung unserer Umwelt zu übernehmen und ihren Beitrag hierzu zu leisten. Die unternehmerische Freiheit, Grundpfeiler unserer Wirt​schaftsordnung, ist ihr auch hier Verpflichtung. Daher muß der Schutz un​serer natürlichen Ressourcen Vorrang vor einzelwirtschaftlichen Interes​sen haben.

Der Markenartikel basiert seit jeher auf dem Vertrauen des Verbrauchers, das sich nur durch hohe, verläßliche Qualität und permanente Innovation gewinnen und erhalten läßt. Die Markenartikelindustrie hat immer wieder Pionierleistungen erbracht, und sie sieht sich daher auch auf ökologi​schem Gebiet herausgefordert, Träger des Fortschritts zu sein. Es ist auch weiterhin das Ziel des Markenartikels, in Fragen der Umweltqualität diesen Vorsprung zu sichern.

Die Bewahrung der natürlichen Ressourcen Wasser, Boden und Luft so​wie der Schutz des Klimas sind wichtige Ziele der Markenartikelindustrie. Deshalb werden bei der Entwicklung und Herstellung von Markenartikeln möglichst umweltverträgliche Stoffe verwendet. Daneben stehen Energie​einsparungen und Ressourcenschonung im Mittelpunkt der Umweltan​strengungen.

Bereiche ökologischen Handelns

Hieraus folgt für alle Stufen des Marktgeschehens:

Die Markenartikelindustrie unterstützt die Einführung freiwillig anzuwen​dender und international akzeptierter Umweltmanagementsysteme.

Die Beschaffung von Rohstoffen und Produktkomponenten erfolgt, wo immer möglich, unter Berücksichtigung ihrer Umweltrelevanz, möglichst geringer Umweltbelastung sowie problemloser Entsorgung. Die Nutzung nachwachsender Rohstoffe soll weiterhin intensiviert, der Einsatz endli​cher Ressourcen abgebaut werden. Der Markenverband bekennt sich zu den Zielen der Kreislaufwirtschaft in Produktion, Gebrauch und Verwer​tung. 

Verpackungen werden auch unter dem Kriterium der Umweltverträglichkeit aus​gewählt. Dabei hat Vermeidung Vorrang vor Verminderung und Wie​derverwen​dung bzw. Entsorgung. Die Markenartikelindustrie wird die Op​timierung der von ihr mit aufgebauten gesamthaften Entsorgungs- und Verwertungssysteme weiter unterstützen.

Distribution und Logistik werden in Zusammenarbeit mit den beteiligten Wirt​schaftsstufen regelmäßig optimiert. Umweltrelevanz und gesamtwirt​schaftliche Verkehrspolitik sollen Berücksichtigung bei der Standortwahl und der Auswahl der Verkehrsmittel und Transportsysteme finden. Das Verkehrsaufkommen soll durch innovative Verkehrsträgervernetzung so​wie durch den Einsatz umweltverträglicher Transportmittel reduziert wer​den. 

Die Optimierung der Anwendungseigenschaften von Produkten zielt auf höhere Ergiebigkeit, Anwendersicherheit und die Reduktion der Ver​brauchswerte, z.B. durch Energieeinsparungen. Die Markenartikelindustrie informiert so weit als möglich den Verbraucher durch ihre Herstelleremp​fehlungen, ihre Werbung und andere Kommunikationsmittel über die sachgerechte, umweltverträgliche Ver​wendung ihrer Produkte.

Bereits bei der Produktentwicklung und dem Produktdesign wird auf Um​weltver​träglichkeit geachtet. Die Markenartikelindustrie bekennt sich zum „design for en​vironment“.

Internationale Dimensionen des Umweltschutzes

Umweltschutz kennt keine Ländergrenzen. Wir streben international ein nachhal​tiges umweltverträgliches Wachstum an. Es ist das Ziel, durch die Innovationsfähigkeit der Markenartikelindustrie einen hohen Standard des Um​weltschutzes in allen Ländern zu erreichen. 

Um Wettbewerbsverzerrungen vorzubeugen, spricht sich die Markenarti​kelindu​strie für die internationale Angleichung der umweltbezogenen Ver​pflichtungen al​ler Beteiligten aus.

Forschung und Dialog

Forschung und Entwicklung richten sich nicht mehr nur auf eine Verbesse​rung des Gebrauchswertes der Produkte, sondern auch auf eine Verbes​serung ihrer ökologi​sc​hen Eigenschaften und der Produktionsverfahren. Das hohe For​schungs- und Entwicklungs-Potential der Markenartikelindu​strie ist Basis weiterer wissen​schaftlich fundierter ökologischer Fort​schritte. Ziel ist es, durch innovative, zu​kunftsfähige Produkte Umweltbe​lastungen zu verringern.

Die Markenartikelindustrie beteiligt sich aktiv bei der Bearbeitung grund​sätzlicher Fragen zur Ökologie. Der Markenverband bekräftigt seine Be​reitschaft, den Dialog mit allen an ökologischen Belangen interessierten gesellschaftlichen Gruppen, ins​besondere dem Handel, zu führen.

Naturschutzbund Deutschland  (NABU) e.V.

Der NABU fordert eine EU-Agrarpolitik, die zukunftsfähig ausgerichtet ist und die regionale Identität der Landwirtschaft stärkt.

Mit dem vorliegenden Agrarpolitischen Grundsatzprogramm bringt der 

NABU ein eigenes Konzept für eine zukunftsorientierte Landwirtschaft in die agrarpolitische Diskussion und fordert u.a., weil die am Weltmarkt orientierte Wirtschaftspolitik am Ende ist -, eine stark binnen-orientierte, ökosoziale Marktwirtschaft, die in der Lage ist:

· Überschüsse zu beseitigen;

· unnötige Transportwege zu vermeiden;

· Umwelt-Folgekosten zu reduzieren;

· Arbeitsplätze zu sichern;

· regionale Märkte und ländliche Räume zu stärken.

Grundsätzlich gesehen soll:

· die Nutzung einer erneuerbaren Ressource nicht größer sein als ihre Regene​rationsrate;

· die Freisetzung von Stoffen nicht größer sein als die Aufnahmefähigkeit der Umwelt;

· die Idee des Ökosozialproduktes in ein konkretes Rechenmodell umgesetzt werden, damit eine Einbeziehung der Umweltfolgekosten in die volkswirt​schaftliche Gesamtrechnung möglich wird.

An eine umwelt- und sozialverträgliche Landwirtschaft stellt der NABU fol​gende Ansprüche:

· extensive Bewirtschaftung landwirtschaftlich genutzter Flächen;

· keine Überdüngung und Pestizide;

· Erhaltung von ursprünglich gewachsenen Lebensräumen;

· hohe Schutzstandards;

· Förderung der Bedingungen für Regionalmarketing (z.B. Vernetzung mit dem Handel).

Außerdem fordert der NABU:
· die Einführung und massive Bewerbung eines einheitlichen Gütesiegels für Produkte aus ökologischer Produktion;

· daß es Ziel der Verbraucherpolitik muß sein, für den Konsumenten eine höchstmögliche Transparenz über die Erzeugung, die Herkunft und die Weiter​verarbeitung der Lebensmittel zu schaffen. Neben der Aus- und Kenn​zeichnung der Produkt gehört hierzu auch eine entsprechende Kontrolle, die die beworbene Qualität ("regionales Produkt", "biologisch erzeugt") sicher​stellt;

· ein bewußtes Verbraucherverhalten zu fördern;

· eine Verquickung unseres Bildungssystems mit neuen Ansätzen zum Thema Nachhaltigkeit, z.B. durch neue Lehrplangestaltung.

Stellungnahme der Umweltbeauftragten der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland zu den Aspekten der Nachhaltigkeit

Vorbemerkung:

Die folgende Erklärung zum Thema Nachhaltigkeit kann aus strukturellen und in​stitutionellen Gründen nicht als verbindliche Stellungnahme der Evangeli​schen Kirche in Deutschland abgegeben werden. Das würde einen umfang​reichen Ab​stimmungsprozeß zwischen 24 selbständigen Gliedkirchen der EKD und dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland erforderlich ma​chen. Da es jedoch in den beiden christlichen Kirchen in Deutschland und im Raum der europäischem Oekumene in den letzten Jahren verschiedene Ar​beiten und miteinander abge​stimmte Stellungnahmen zu verschiedenen Aspekten der Nachhaltigkeit gegeben hat, wird im folgenden darauf Bezug genommen und aus verschiedenen Doku​menten zitiert und deren Ergebnisse interpretiert. Daran schließt sich eine nähere Begründung an, die zwischen der Arbeitsgemeinschaft der Umweltbeauftragten der evangelischen Gliedkir​chen der Evangelischen Kirche in Deutschland und dem Beauftragten des Rates der EKD für Umweltfragen abgestimmt wurde.

1). Die Evangelische Kirche in Deutschland hat in einer Veröffentlichung zur Kli​mapolitik 1991 und anläßlich ihrer Synode in Bad Wildungen formuliert:

„Die derzeitige Lebensweise, vor allem in der westlichen Industriegesellschaft, ist nicht mehr schöpfungsverträglich. Dazu gehören insbesondere die Höhe des Energieverbrauchs, die Vergiftung von Boden und Grundwasser und die anhaltende Verschwendung von Ressourcen. Wir können nicht weiterleben wie bisher.“

Im Ergebnis bedeutet dies eine klare Absage an die vorherrschende Wirt​schafts- und Lebensweise in den Industrieländern Europas und Nordameri​kas.

2). Im gemeinsamen Wort der beiden christlichen Kirchen in Deutschland von 1997 „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ steht das Leitbild der Nachhaltigkeit gleichberechtigt neben Gerechtigkeit und Solidarität. 

Die Ziel​perspektive der Nachhaltigkeit schließt die Verantwortung für die Schöpfung ein. Dabei ist eine nachhaltige Entwicklung ein „Wirtschaftskonzept mit vertei​lungspolitischem Anspruch (Ziff. 224)“. Die deutsche Gesellschaft kann nur dann den Erfordernissen nachhaltiger Entwicklung gerecht werden, wenn es ihr gelingt, sich in ihrem natürlichen Handlungsrahmen so einzurich​ten, daß die berechtigten Interessen der kommenden Generationen und der Menschen auf anderen Kontinenten nicht verletzt werden (Ziff. 148). Als Vor​aussetzung für eine solche Entwicklung nennen die Kirchen eine „Strukturre​form zu einer ökologisch-sozialen Marktwirtschaft“.

3). Aus einem Dokument der „Europäischen oekumenischen Kommission für Kir​che und Gesellschaft“ von 1996, die sich mit dem Konzept der Nachhaltigkeit befaßt und dazu einige Bausteine entwickelt hat: 

Ausgehend von den Krisen und den Risiken, mit denen wir es zu tun haben, gilt es, einen neuen Ansatz für Handlungsmöglichkeiten zu finden, mit denen wir das Übergewicht der Ökonomie zurückdrängen, denn hier wird eine der entscheidenden Ursachen für diese Krisen gesehen. Vor allem die Wachs​tumswirtschaft, die die menschliche Gesellschaft, die soziale Lebenswelt und die Natur überlagert und bestimmt, hat nach Überschreiten bestimmter Schwellenwerte der Belastbarkeit umfassende Schädigungen hervorgerufen. Die ökonomische Theorie, so wird in dem Dokument festgestellt, hat für wirt​schaftlich Handelnde kein Warnsignal entwickelt, um ökonomische Wachs​tums​prozesse nach humanen, sozialen und ökologischen Gesichtspunkten zu ge​stalten. Zukünftige Wirtschaftspolitik muß daher von zwei Leitbildern be​stimmt werden; von:

a). der Entwicklung von energie-effizienten Strukturen, mit denen die Verschwen​dung knapper Energie-Ressourcen vermieden wird;

b). die Entwicklung neuer Konzepte von Reichtum und Wohlfahrt. 

Da der Lebens​stil westlicher Länder nicht globalisiert werden kann, müssen westliche Gesell​schaften neue Konzepte ökonomischer Wohlfahrt entwickeln und umsetzen. Die bisherigen Meßsysteme wie z.B. Bruttosozialprodukt ha​ben der Wirt​schaftspolitik in zunehmendem Maße falsche Signale gegeben. Die Konse​quenz besteht in der Änderung bzw. der Neuentwicklung volkswirt​schaftlicher Meß- und Buchhaltungssysteme, die die Auswirkungen wirtschaft​licher Aktivi​täten für die Nachhaltigkeit des Systems als Ganzes berücksichti​gen.

Das Ziel der nachhaltigen Entwicklung besteht nicht nur darin, die natürliche Umwelt für nachfolgende Generationen zu bewahren. Eng verbunden ist da​mit das Erfordernis, die Massenarmut und die Verelendung zu beseitigen, so​ziale Gerechtigkeit für alle Menschen auf der Erde anzustreben, Politik und Wirt​schaft mehr als bisher in die Verantwortung zu nehmen.

4). Für eine abschließende, zusammenfassende Position aus dem Raum der Kir​chen läßt sich feststellen:

Nachhaltige Entwicklung erfordert soziale Systeme, die auf Gerechtigkeit und Gleichheit gegründet sind, die auf demokratisch kontrollierten politischen Strukturen aufbauen, die den Menschen Stimme und Gewicht bei der Gestal​tung ihrer eigenen Zukunft geben. Diese Zukunft darf nicht alleine von Wirt​schaftskräften bestimmt werden.

Hier liegt die Verantwortung der Menschen für zukünftige Generationen. Da​bei hilft uns das christliche Prinzip der Hoffnung. Diese Hoffnung hat ihre Wurzeln in der Gewißheit, daß Gott nicht einfach ein Gott der Vergangenheit und  der Gegenwart ist, sondern derjenige, der uns in die Zukunft voran​schreitet.

Das macht es uns Menschen möglich, verantwortungsvoll zu handeln, neue politische und wirtschaftliche Instrumente zu schaffen, die es erlauben, die laufende Entwicklung in Wirtschaft und Technik zu beherrschen. 

Das breite Spektrum kirchlichen ökologischen Handelns zeigt darüber hinaus, daß sich die Kirchen in den Bereichen Energie, Verkehr, Ernährung, Umgang mit Wasser und Boden, als Bauherr, Grundbesitzer, Eigentümer und Unter​halter von Gebäuden, diakonischen und karitativen Einrichtungen bemühen, auch im konkreten praktischen Alltag dem Leitbild der Nachhaltigkeit Rech​nung zu tragen.

Verband der Landwirtschaftskammern (VLK) e.V.

Eine Landwirtschaft, die dem Leitbild der nachhaltigen Entwicklung gerecht werden will, muß ökonomische, ökologische und soziale Aspekte ausgewogen beachten.

Ökonomische Nachhaltigkeit :

setzt voraus, dass sich die jeweilige Landwirtschaft im nationalen und interna​tionalen Wettbewerb behaupten kann. Dies erfordert hohe Produktivität und konsequente Orientierung an den Anforderungen der Märkte in bezug auf Menge, Qualität, Ko​sten, etc. 

Ökologische Nachhaltigkeit :

bedeutet eine Reduzierung des Verbrauches der natürlichen Ressourcen und der Belastung des Ökosystems auf ein unvermeidbares Maß. Das Ökosystem muß im Gleichgewicht bleiben, es darf nicht irreversibel gestört werden. Hierzu müssen die Möglichkeiten der Kreislaufwirtschaft in der Landwirtschaft genutzt werden. Ein wei​terer Aspekt zur Sicherung des ökologischen Gleich​gewichts ist der weitgehende Erhalt der Biotop- und Artenvielfalt.

Soziale Nachhaltigkeit 

bedeutet die Bereitstellung von Nahrungsmitteln in ausreichender Qualität und Menge zu angemessenen Preisen. Diese Forderung gilt weltweit und auch für künf​tige Generationen.

Nachhaltige Landwirtschaft beinhaltet darüber hinaus auch die Pflege und Er​haltung der Kulturlandschaft.

Die verschiedenen Aspekte einer nachhaltigen Landwirtschaft sind nicht nur mit einer einzigen Wirtschaftsweise und einem einzelnen Standardverfahren miteinander in Einklang zu bringen. Es gibt im wesentlichen drei Wirtschafts​weisen mit einer Viel​zahl, den jeweiligen Standortbedingungen angepasster Verfahrenswege, um die Nachhaltigkeit zu sichern.

Die Verwirklichung des Ziels einer nachhaltigen Landwirtschaft kann mit Hilfe des Integrierten Landbaus, des Ökologischen Landbaus oder einer Landwirt​schaft mit besonderen Umweltauflagen gegen Ausgleich erfolgen.

Der Integrierte Landbau:

· ist orientiert auf das Ziel einer hohen Produktivität bei gleichzeitiger Schonung des Ökosystems;

· nutzt konsequent den technischen, biologischen und wissenschaftlichen Fort​schritt in Pflanzenbau und Tierhaltung mit dem Ziel, die Versorgung der wach​senden Weltbevölkerung mit gesunden Nahrungsmitteln und mit intakter Um​welt dauerhaft sicherzustellen.

Die in der praktischen Umsetzung zum Teil noch bestehenden Defizite in be​zug auf die ökologischen Anforderungen sind in den 90er Jahren deutlich zu​rückgeführt worden und können durch intensive Beratung und Fortbildung der Landwirte weiter ausgeräumt werden. Dafür kann es hilfreich sein, Kriterien zu entwickeln und anzuwenden, mit deren Hilfe es möglich ist, Umweltbela​stun​gen in den Betrieben zu erfassen.

Der ökologische Landbau:

· wirtschaftet (unter Einbeziehung der tierischen Erzeugung) nach den Vorga​ben der EU-VO 2092/91 und setzt weitgehend keine chemisch-synthetischen Betriebsmittel bei Düngung und Pflanzenschutz ein. Er verzichtet damit in ei​nigen Bereichen auf die Nutzung des technischen und biologischen Fort​schritts;

· ist bei richtiger Anwendung ein besonders umweltschonendes Anbausystem. Aufgrund der eingeschränkten Nutzung des technischen und biologischen Fortschritts ist allerdings der Einsatz der natürlichen Ressourcen weniger ef​fektiv als im integrierten Landbau. Das ist im Hinblick auf die globalen Ver​sor​gungsprobleme ein deutlicher Nachteil des Öko-Landbaus.

Landwirtschaft mit besonderen Umweltauflagen gegen Ausgleich erbringt be​sondere Umweltleistungen für die Gesellschaft, z.B. in Wasser- und Natur​schutzgebieten im Rahmen des Bodenschutzes oder aus Gründen der Kul​turlandschaftspflege. Die erhöhten Anforderungen an diese Betriebe (z.B. An​bau besonderer Kulturen, Haltung bestimmter Nutztierrassen) be​deuten i.d.R. wirtschaftliche Nachteile, die bedingen, daß diese Betriebe ohne Ausgleichs​zahlungen nicht in der Lage sind, wirtschaftlich zu überleben.

Die Ausrichtung der Landwirtschaft an den Forderungen der Nachhaltigkeit wird als „gute landwirtschaftliche Praxis“ bezeichnet und bedeutet, daß sich die Landwirte konsequent bemühen, wirtschaftliche und ökologische Aspekte zu berücksichtigen und Produktionsverfahren zu anzuwenden, die:

· durch die Agrarwissenschaften gesichert sind,

· aufgrund praktischer Erfahrungen als geeignet anerkannt sind,

· von der amtlichen Beratung, z.B. Landwirtschaftskammern und Landwirt​schaftsämtern, empfohlen werden,

· sachkundigen Landwirten bekannt sind. 

Verband Entwicklungspolitik deutscher

Nicht-Regierungsorgansiationen (VENRO) e.V.

Nachhaltige Konsummuster und Lebensstile müssen sich an ökologischen und sozialen Kriterien gleichermaßen orientieren. In der Agenda 21, dem auf der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 1992 verabschiedeten Aktionsprogramm für nachhaltige Entwicklung, wird in Abschnitt 4 eine Veränderung des Konsumverhaltens insbesondere in den Industrieländern gefordert. Gleichzeitig verweist die Agenda 21 auf die ärmeren Bevölkerungsschichten vor allem in den Entwicklungsländern, die nicht in der Lage sind, ihre Grundbedürfnisse nach Nahrung, Kleidung, Woh​nen, Gesundheit und Bildung zu befriedigen. Nachhaltige Entwicklung be​deutet der Agenda 21 zufolge unter anderem, weltweit zu einem ausgewoge​nen Konsumverhalten zu gelangen, das die Grenzen der Belastbarkeit der Ökosysteme anerkennt und gleichermaßen die Überwindung der Armut vor allem in den Entwicklungsländern unterstützt. Diese weltweite Dimension nachhaltiger Entwicklung gewinnt angesichts der fortschreiten-den ökonomi​schen Globalisierungsprozesse zunehmend an Bedeutung.

Eine Reihe von Mitgliedern des Verbandes Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisationen (VENRO) tragen bereits seit den 70er Jahren auf vielfältige Weise dazu bei, dieses Ziel zu erreichen. Sie führen Kampa​gnen und andere Maßnahmen zur Bewußtseinsbildung durch, die die Konsu​mentinnen und Konsumenten für die Folgen ihrer Kaufentscheidungen sensi​bilisieren. Mit fair gehandelten Produkten tragen sie dazu bei, dass in mehre​ren Marktsegmenten, insbesondere im Lebensmittelbereich, dem Konsumen​ten Alternativen zur Verfügung stehen, die eine nachhaltige Entwicklung un​terstützen.

Der faire Handel weist vielfältige Formen auf. Allen gemeinsam ist, dass durch fairen Handel benachteiligte Produzenten in armen Ländern unterstützt wer​den. Die konkrete Vermarktung von Produkten aus Entwicklungsländern in Deutschland, verbunden mit Maßnahmen zur Qualitätssicherung, langfristig angelegten Handelsbeziehungen und Beratung, tragen zu einer Verbesserung der Arbeits- und Lebensverhältnisse der Erzeuger bei. Den aufgrund eines höheren Marktpreises in Deutschland erzielten zusätzlichen Gewinn verwen​den die Produzenten in den Entwicklungsländern zum Beispiel für die Um​stellung auf ökologischen Landbau, die Ausbildung der Kinder und die Ver​besserung der Produktion.

Beispiele für fairen Handel

Fair gehandelter Kaffee
Kaffee ist nach Erdöl der weltweit wichtigste Exportrohstoff. Billiger Kaffee macht die Produzenten-Familien in Afrika, Asien und Lateinamerika arm. Eine der ältesten NRO-Initiativen im Bereich nachhaltiger Konsum ist daher der Verkauf von fair gehandeltem Kaffee. Seit vielen Jahren engagieren sich hier vor allem die Gesellschaft für die Förderung der Partnerschaft mit der Dritten Welt (GEPA) und die zahlreichen Eine-Welt-Läden in Deutschland.

Seit 1992 verfolgt auch der von kirchlichen und entwicklungspolitischen Grup​pen getragene Verein TRANSFAIR das Ziel, Produzentenfamilien in den Län​dern des Südens zu fördern und ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen durch den fairen Handel zu verbessern. Die neue Idee von TRANSFAIR ist es, den fair gehandelten Kaffee mit einem unabhängigen Siegel auszuzeichnen und im Supermarkt anzubieten, sodass er einer breiten Konsumentenschicht zu​gänglich wird. Kaffee mit dem TRANSFAIR-Siegel wird heute in 25.000 Ge​schäften Deutschlands angeboten.

Kennzeichen des fairen Handels sind hier, die direkte Kooperation mit den Produzenten unter Ausschluss von Zwischenhändlern, festgelegte Mindest​preise, die über dem Weltmarkt-Niveau liegen, Vorfinanzierung und langfri​stige Lieferbeziehungen.

Durch den Handel mit TRANSFAIR-Kaffee werden benachteiligte kleinbäuerli​che Familien und deren Selbsthilfe-Initiativen unterstützt. Rund 40 Kaffee​röster haben heute einen Lizenzvertrag mit TRANSFAIR abgeschlossen; etwa 250 Genossenschaften, 40 Plantagen und damit Zehntausende von Klein​bauern und Plantagenarbeitern in 19 Ländern profitieren hiervon. Aus den Mehreinnahmen wurden Schulen errichtet, Straßen gebaut, Kaufläden ausge​stattet und in die Gesundheitsvorsorge investiert.

In den vergangenen Jahren wurden darüber hinaus Produkte wie Tee, Scho​kolade, Kakao, Honig, Bananen und jüngst auch Orangensaft mit dem TRANSFAIR-Siegel ausgestattet.

Gerechter Lohn für Orangensaft
Orangensaft mit dem TRANSFAIR-Siegel garantiert dem Kunden, dass die Pflückerinnen und Pflücker im brasilianischen Bundesstaat Paraná einen ge​rechten Lohn für ihre Arbeit erhalten und der Saft ohne Kinderarbeit herge​stellt wird. Die Mehrerlöse werden für Sozialprogramme eingesetzt. Der Na​tionale Rat für Kinder -und Jugendrechte (CONANDA) in Brasilien stellt sicher, dass Minderjährige tatsächlich die Nutznießer der Maßnahmen sind. Das Projekt wird von Brot für die Welt, der Kindernothilfe und dem Schweizer Hilfswerk HEKS mitgetragen.

Teppiche ohne Kinderarbeit
RUGMARK ist ein international registriertes Warenzeichen und unabhängiges Siegel für Teppiche, die ohne illegale Kinderarbeit geknüpft wurden. Dabei verpflichten sich die Akteure im Teppichgeschäft in rechtsverbindlichen Ver​trägen, auf Kinderarbeit zu verzichten. Im Einzelnen akzeptieren Knüpfstuhl-Besitzer und Teppich-Exporteure folgende Bedingungen: keine Beschäftigung von Kindern unter 14 Jahren, unangekündigte Kontrollen, Zahlung von ge​setzlichen Mindestlöhnen, Offenlegung der Aufträge und Übernahme der Kontroll- und Lizensierungskosten. Die Teppich-Importeure und Fachge​schäfte finanzieren Rehabilitationszentren für ehemalige „Teppich-Kinder“ in den Produktionsländern und die Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit von RUGMARK hierzulande.

Über 30.000 Knüpfstühle in Indien, Nepal und Pakistan halten sich heute schon dauerhaft an die RUGMARK-Kriterien. 300 Teppich-Hersteller und -Ex​porteure erhielten entsprechende Lizenzen. In Deutschland nehmen 35 Tep​pich-Importeure und -Händler an diesem System teil und haben inzwischen mehr als 1,5 Mio. RUGMARK-Teppiche verkauft. Der RUGMARK e.V. wird in der Bundesrepublik von Brot für die Welt, Misereror, terre des hommes und Unicef getragen.

Blumen aus fairem Handel
Mehr als eine halbe Million Menschen in Entwicklungsländern leben direkt oder indirekt von Blumenexporten. Die Mehrzahl der Beschäftigten sind Frauen. Da in der Blumenproduktion in der Regel Gifte eingesetzt werden, kommt es bei den Arbeiterinnen zu erheblichen Gesundheitsschäden.

Um die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Blumenarbeiterinnen zu ver​bessern, gründeten engagierte Frauen in Entwicklungsländern Selbsthilfei​nitiativen. Die in Deutschland beteiligten Organisationen FIAN, Brot für die Welt und terre des hommes haben daraufhin – neben der Förderung der Or​ganisationen der Blumenarbeiterinnen – in engem Kontakt mit der Initiative „Blumenkampagne“ Informationsveranstaltungen durchgeführt, Gespräche mit Regierungsvertretern, der chemischen Industrie und dem Blumenhandel ge​führt und in Zusammenarbeit mit Verbraucherorganisationen dazu beigetra​gen, das Bewußtsein der Konsumenten zu schärfen.

Inzwischen wurde mit dem Verband der Blumengroßhändler (BGI) ein Ver​haltenskodex entwickelt, nach dem Blumen in Lateinamerika und Afrika nun sozial verantwortlicher produziert werden. Dabei wird auf verbesserte Arbeits-bedingungen und bessere ökologische Rahmenbedingungen großen Wert gelegt. Blumen, die nach diesem Verhaltenskodex produziert wurden, sind seit dem Muttertag 1999 in Deutschland erhältlich.

Schlussfolgerung

Aus entwicklungspolitischer Sicht ist für eine nationale Verständigung zur För​derung des nachhaltigen Konsums unerlässlich, dass die Produktionsbedin​gungen von Konsumgütern außerhalb Deutschlands, und hier insbesondere in den Entwicklungsländern, mit in den Blick geraten. Der „ökologische und so​ziale Fußabdruck“ des Konsums in Deutschland muss in erheblichem Maße verringert werden. Dies muss auch Teil der weiteren Bewußtseinsbildung der Konsumenten im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie und der Förderung des nachhaltigen Konsums sein, wobei hier an den Vorarbeiten der entwicklungs​politischen Nichtregierungsorganisationen angeschlossen werden kann.

Die Forderung nach nachhaltigem Konsum in Deutschland weist weit über die nationalen Grenzen Deutschlands hinaus. Nachhaltiger Konsum kann weder globale und entwicklungspolitische Aspekte ausschließen, noch kann er auf rein ökologische Aspekte und Probleme verkürzt werden, wenn er einen Bei​trag zu einer nachhaltigen Entwicklung leisten will.

Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH)

Eine nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung wurde im Jahre 1992 wäh​rend der Rio-Konferenz von den Vereinten Nationen in der Agenda 21 als neue Leitlinie für zukünftige Entwicklungen beschlossen. Inzwischen sind vor allem auf kommunaler Ebene zahlreiche Agendaprozesse begon​nen worden; Gremien und Beiräte erar​beiten Leitlinien und zahlreiche praktische Vorhaben sind in Arbeit. Die Schwer​punkte liegen hier in den Bereichen Energieeinspa​rung, Natur- und Klimaschutz, umweltverträgliche Verkehrsgestaltung, ökolo​gische Land- und Forstwirtschaft, Lärmschutz, Bauen und Flächennutzung. 

Das Handwerk mit seinen produzierenden, reparierenden und dienstlei​sten​den Be​trieben trägt mit seiner Nähe zum Verbraucher heute schon wie kein anderer Wirt​schaftszweig zu einer nachhaltigen Entwicklung bei. Nachhaltiges Wirtschaften und handwerkliche Arbeiten sind in ihrer grund​sätzlichen Aus​richtung identisch. Langle​bigkeit, Wartungsfreundlichkeit, Reparaturfähigkeit, Regional- und Quartiersbezug sowie Einzelanfertigung sind Begriffe, die mit dem Handwerk seit jeher verbunden sind. 

Die regional tätigen Handwerksbetriebe sind häufig unmittelbar in ein loka​les Bezie​hungsgeflecht mit stabilen sozialen Beziehungen eingebunden. Dies gilt auch bezüg​lich der aktuellen Beschäftigungs- und Ausbildungssi​tuation. Das Handwerk ist mit ca. 630 000 Lehrlingen - das sind 40 % aller Auszubildenden in Deutschland - Ausbilder der Nation. Nach Erhebungen der Handwerksor​ganisationen arbeiten min​destens 15 % der 6,5 Mio. Be​schäftigten im Hand​werk für den Umweltschutz. Da es sich meist nicht um „reine“ Umweltschutz-Arbeitsplätze handelt, tauchen diese in den amtlichen Statistiken nicht als sol​che auf.

Nur einige Beispiele dafür sind der Klempner, der Anlagen zur Regenwas​ser​nutzung plant und installiert, der Gas- und Wasserinstallateur, der Wär​me​pumpen zur Nut​zung von Warmwasserbereitung einbaut oder der Hei​zungs- und Lüftungsbauer, der Brennwertgeräte zur Nutzung der Ver​dampfungs​wärme oder Systeme zur Wärme​rückgewinnung bei Lüftungs​anlagen instal​liert. 

Handwerker der Elektroberufe reparieren elektrische Geräte und die Bau- und Ausbauhandwerke errichten Niedri​genergiehäuser oder dämmen Fas​saden an bestehenden Gebäuden.

In Deutschland werden derzeit zahlreiche Maßnahmen zum Klimaschutz be​arbeitet und gefördert. Gerade das „ökologische Bauen“ ist ein zukunfts​träch​tiger Bereich, dem die Bauhandwerke sich auf breiter Front widmen. Schon heute entstehen hier innovative Dienstleistungen, die auf individuelle Kun​denwünsche reagieren und energie- und ressourcenschonende Tech​nik inte​grieren. Diesen Anforderungen be​gegnet das Handwerk mit einer bundesein​heitlichen Fortbildung zum Gebäudeener​gieberater für bereits qualifizierte Handwerksmeister.  

Insgesamt kommt es dem Handwerk aber auch darauf an zu verdeutlichen, daß es bei allem Respekt vor den ökologischen Notwendigkeiten darum geht, Ökologie und Ökonomie in Einklang zu bringen. Einseitige Schwer​punktset​zungen gehen häufig an der Realität vorbei. Vor allem in den lo​kalen Agen​dainitiativen wird der Handwerker vor Ort sich nur dann konse​quent an dem Prozeß beteiligen, wenn er auch vom öko​nomischen Vorteil überzeugt ist. Sein zusätzlicher Zeitaufwand muß Marktchancen erkennen lassen und reali​stische Zielsetzungen verfolgen.  

Einige Beispiele für erfolgreiche Agendaarbeit sollen zeigen, daß das Hand​werk ko​operativ mit anderen gesellschaftlichen Gruppen zusammen​arbeitet:

· In einem Landkreis wurde eine „Energieagentur e.V.“ gegründet. Ziel des Ver​eins ist u.a. die Förderung von lokaler Nachfrage und Angebote im Energie- und Um​weltbereich sowie stärkere Regionalisierung der Energie- und Um​weltpolitik (ver​bunden mit der Schaffung von Arbeits- und Ausbil​dungsplätzen und neuen Dienstleistungen) sowie die Verringerung der so​zialen Energie- und Umweltko​sten. Mitglieder dieser Energieagentur sind u.a. die Handwerks​kammer und die Innung für Sanitär- und Heizungstech​nik.

· Eine Handwerkskammer hat auf dem Gelände ihres Berufsbildungs- und Tech​nologiezentrums ein „Energiehaus“ errichtet. Darin sind zahlreiche energie​spa​rende Techniken installiert, die als Anschauungs- und Lehrob​jekte konkret in Fortbildungsarbeit eingebunden sind. 

· Ein Umweltzentrum hat mit finanzieller Unterstützung der Umweltbehörde ein Projekt bei den Textilreinigern gestartet, in dem beispielhaft der Wasser- und Energieverbrauch erfaßt und geeignete technische Verfahren und Lö​sungen un​tersucht wurden, um Ressourcen zu sparen. Das schont die Umwelt und verbes​sert die Ertragslage in den Betrieben. Die gewonnenen Erfahrungen können in anderen Betrieben angewendet werden.

Das Handwerk insgesamt hat in den letzten Jahren den ökologischen Struk​turwandel aktiv begleitet. Dies gilt nicht nur für die Betriebe selbst, sondern trifft auch auf die Handwerksorganisation zu. In den vergangenen Jahren ist bundesweit ein Netz von Umweltzentren des Handwerks ent​standen, die ein umfangreiches Informations-, Beratungs- und Weiterbil​dungsangebot für die Betriebe bereithalten. Der Umweltbil​dung kommt im Handwerk somit eine Schlüsselrolle zu. 

Das Handwerk wird den eingeschlagenen Weg in Richtung Zukunftsfähig​keit fortset​zen. Dabei kommt es darauf an, daß es seine strukturellen Vor​teile er​kennt und sie offensiv ausbaut. 

Dazu gehören heute vermehrt Kooperationen zwischen Handwerksbe​trie​ben mit der Zielsetzung, den Kunden Dienste aus einer Hand anzu​bieten. Die Qualität der handwerklichen Arbeit muß in der Öffentlichkeit besser dar​gestellt werden, um gegen Billigprodukte, die den Kunden letztlich teu​rer kommen, konkurrieren zu können. Dadurch können neue Kundenkreise erschlossen werden. Intensiver genutzt werden müssen neue Medien wie Internet und andere innovative Techniken. Hilfreich sind Verbesserungen des Service, der Beratung und der Qualität der Arbeit sowie Termintreue. Nicht nur hierfür ist die kontinuierliche Weiterbildung aller Mitarbeiter im Handwerk erforderlich.

Zentralverband Gartenbau (ZVG) e.V. 

Der Gartenbau bindet sich aktiv in gesellschaftliche Umweltagreements ein (z.B. Umweltpaket Bayern 1998, Umweltallianz Sachsen 1999). Dies wird in vielen Veröf​fentlichungen und Kooperationen deutlich, z.B.:

· Betriebscheckliste Umwelt; 1986 (ZVG)

· Verzeichnis kompostierfreundlicher Materialien für die Binderei (seit 1986)

· Gärtner beraten zu Pflanze, Garten, Umwelt; 1991 u. 1996 (ZVG, UBA)

· Handreichung Umweltschutz in der gärtnerischen Ausbildung 1996 (ZVG, UBA)

· Umweltleitlinien 1995 u. 1998 (ZVG)

· Öko-Audit und Gartenbau; Menzel, in: Spindler (Hrsg.): Agrar-Öko-Audit, 1998

· Umweltschutz in der Berufsausbildung –Gartenbau;  1999/2000 (ZVG, BiBB)

· Kompostanwendung im Gartenbau 1997, 1998, 1999, 2000 – 2002 (ZVG, DBU)

· Der Gartenbau in Deutschland; 1998, aid

· Das gärtnerische Kulturerbe, Gartenbau Report 6/99 (ZVG)

· Die Natur ist kein Museum, Gartenbau Report 7/99 (ZVG)

Der Gartenbau stellt sich seiner Verantwortung für die Umwelt und bekennt sich zum verantwortungsvollen, schonenden Umgang mit der Umwelt und dem Umweltschutz als integralem Bestandteil des Verhaltens und der Ent​wicklung der Gesellschaft. 

Die „Umweltleitlinien“ weisen den Gartenbau als aktiven, selbstbewußten aber auch im gesellschaftlichen Miteinander bewertbaren Berufsstand und Partner aus und ermög​lichen ihm die Weiterentwicklung aktiver Umweltpo​litik im Gar​tenbau.

Der Gartenbau:

· wirkt bei internationalen Konventionen mit, wie CITES (Convention on Inter​na​tional Trade in Endangered Species of Wild Fauna and Flora, Washing​to​ner Artenschutzabkommen), im Plants Committee oder bei CBD (Con​vention on Biodiversity; Konvention von Rio über die biologischen Vielfalt);

· arbeitet mit im Arbeitskreis „Nachhaltiger Schutz des Naturhaushaltes“ des Bundesumweltministeriums sowie auf nationaler, europäischer und interna​tio​naler Ebene in Artenschutzfragen;

· erarbeitet aktiv Zielvorstellungen für eine nachhaltige, umweltgerechte Ent​wicklung und sieht Umweltschutz als integralen Bestandteil der Betriebs​füh​rung;

· entwickelte als erster Berufsstand in Deutschland eine „Betriebscheckliste Umwelt“ als Gartenbaubeitrag zum EG-Umweltjahr 1987/88, um in den Gar​tenbaubetrieben das Umweltbewußtsein zu aktivierten und Hilfestellung zu umweltbewußem Handeln zu geben;

· wirkt aktiv mit bei der Definition und Interpretation der Vorgaben für gärtneri​sche Tätigkeiten, so z.B. bei den „Leitlinien ordnungsgemäßer Gartenbau“. Er will mit seinen Umweltleitlinien Bekenntnis ablegen zu seinem Tun und der im Gartenbau angestrebten Entwicklung;

· entwickelte mit den Vermarktungsorganisationen die Mehrweg-Verpackung  „Palettino“;

· bietet entsprechend sachlicher und zeitlicher Erfordernisse innovative „Runde Tische“, um mit den an einem Thema Beteiligten praktikable Lö​sungen und Fortschritte zu finden;

· leistet durch gesunde standortangepaßte Pflanzen und den damit verbunde​nen Dienstleistungen einen enormen Beitrag zur Verbesserung des Wohn- und Lebensumfeldes;

· bietet die nachgefragten heimischen Pflanzen (ca. 1/3 der gesamte vorhan​de​nen Arten) aus gärtnerischer Vermehrung an;

· fordert den Abbau von Hemmnissen für eine ökologische Stadtentwicklung (dem Planungsfaktor „Grün“ mit seinen physischen, psychischen, klimati​schen und hygienischen Wohlfahrtswirkungen soll ein größerer Stellenwert beim modernen Städtebau eingeräumt werden);

· begleitet die gartenbauliche Forschung und nimmt aus gesamtheitlicher Sicht Stellung im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung;

· erhält die Ertragsfähigkeit/Fruchtbarkeit der Böden durch nachhaltige Be​wirt​schaftung. Die Selbstverpflichtungen zum kontrollierten integrierten An​bau bei Obst und Gemüse und zum kontrollierten umweltgerechten Zier​pflanzen​bau sowie die Grundsätze zum integrierten Anbau in der Baum​schule ent​halten Leistungen, die seit Jahren über den gesetzlich vorgege​benen Rah​men hin​ausgehen;

· sieht es nicht als möglich und sinnvoll an, ein Öko-Audit als Kontrollinstru​ment der Ordnungsmäßigkeit zu installieren, sondern fordert eine eigen​stän​dige Lösung aus Qualitätsmanagement (ISO 9000 ff.) und Umweltma​na​gement (DIN/ISO 14000 ff.). Die Umweltbereiche Wasser, Boden, Luft, bio​logische Vielfalt, Lebensgemeinschaften aus Pflanzen und Tieren sind im Gartenbau elementare Produktionsgrundlagen und Arbeitsbereiche zu​gleich. Deren op​timale Bewahrung und Gestaltung ist für den Gartenbau Überle​bens- und Er​folgsgrundlage;

· unterstützt durch umweltrelevante Fragestellungen in der Ausbildung auch die Weiterentwicklung der Betriebsführung sowie die aktuelle Weiterbildung für Verkaufsgespräche als Beratung zu Pflanze, Garten, Umwelt, und lei​stet so einen wesentlichen Informationsbeitrag über seine mehr als 30.000 di​rektab​setzenden Betriebe mit täglichem Kundenkontakt;

· engagiert sich im Sinne der Kreislaufwirtschaft, z.B. in der Vorbereitung zur Bioabfall - Verordnung; beteiligt sich aktiv mit Stellungnahmen an der Gü​tesi​che​rung (RAL) von Komposten und der Erarbeitung und Abstimmung zur Bio​ab​fallordnung;

· leistet durch Verwendung von Kompost einen Beitrag zur Kreislaufwirtschaft und vermeidet mit gezielter Applikation von Düngemitteln Einträge in Grund​wasser und Boden;

· ist der Haupteinsatzbereich für Nützlinge, insbesondere im Gemüse-, Obst- und Zierpflanzenanbau;

· trägt durch Optimierung der Transporte zu einer Verminderung der Luftbela​stung bei; 

· optimierte in den vergangenen Jahren stets den  Energieeinsatz z.B. durch Energieschirme, Vegetationsheizung, CO²-Nutzung aus Rauchgas;

· bejaht die Nutzung der Biotechnologie mit gentechnischen Verfahren zur Ver​kürzung von Züchtungsabläufen, Nutzung von Resistenzen etc. bei kla​rer Abwägung von Risiken und Vorteilen im Sinne der Agenda 21.

· fördert den Einsatz nachwachsender Rohstoffe, z.B. durch die Verwendung „kompostierfreundlicher Materialien für die Binderei“.

� . Als Grundlage für die Formulierung und Konkretisierung von Leitbilder können dabei die Ergebnisse der wissenschaftlichen Studien dienen, die den Memorandumsprozess innerhalb des UBA/BMU Demonstrationsvorhabens begleitet haben.


� In Anlehnung an die Ausführungen der Akademie für Technikfolgenabschätzung in Baden-Württemberg zum Thema Nachhaltigkeit
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